| 
| 


Breslauer 


Sierteljähriger bonn ts 2 . 
Vorto 2 T lr, 11%, Sgr. ee e, {kr 1er e 
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272, Mittog- Ansgabe. 


Preuſen. 


O0. C. Landtags-Verfandlungen. 
68. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (13. Zuni). 
Eröffnung 9% Uhr. Am Miniſtertiſch der Finanzmin'ſter v. Bodel⸗ 
ſchwinge 116 vier Commiſſaren. Später die Miniſter v. Bismack, v. Roon 
und v. Selchow. 

Präſident Grabow legt eine Mißtrauens⸗Adreſſe des conſervativen Ver⸗ 
eins der Bezirke 66 a. b. und o. in Berlin auf dem Büreau des Hauſes 
nieder. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budgetcom⸗ 
miſſion über die Nachweiſung des Vermögens des Staatsſchatzes in den 
Naben 1863 und 1864 und über die Rendantur des Staatsſchatzes pro 
1860-62, — Referent ift der Abg. Reichenheim. Die Commiſſion hat 
folgende Anträge geſtellt: 1) Das Haus wolle beſchließen zu erklären: die 
geſchebene Entnahme von Geldmitteln aus dem Staatsſchatze ohne geſetzliche 
Ermächtigung durch die Landesvertretung iſt verfaſſungswidrig und das 
Staatsminiſterium bleibt für die fo entnommenen Beträge verantwortlich. 
2) Das Haus wolle beſchließen: a) die von der k Staatsregierung fortge⸗ 


chrift 1% Sgr. 


— 


ſetzt verweigerte Vorlegung der ſpeciellen Nachweiſung der Activ⸗Beſtände 


bei der Rendantur des Staatsſchatzes mit den verfaſſungsmäßigen Rechten 
der Landesvertretung als unvereinbar zu erklären; b) bis zur Vorlegung der 
ſpeciellen Nachweiſung der ultimo 1862 bei dem Staatsſchatze verbliebenen 
Activ⸗Forderungen die Ertheilung der Entlaftung rückſichtlich der Rechnung der 
Rendantur des Staatsſchatzes für die Jahre 1860, 1861 und 1862 vorzu⸗ 
enthalten. 

die Discuſſion wird über den erſten Antrag eröffnet. Abg. Graf zu 
Eulenburg (gegen d. A.): Darüber find Alle einig, daß für die Entnah⸗ 
men aus dem Staatsſchatze die Zuſtimmung der Landesvertretung nothwen⸗ 
dig ſei. Es fragt ſich nur, ob die vorgängige Zuſtimmung nothwendig ſei 
und nicht unter Umſtänden auch die nachträgliche genüge, zumal der Staats⸗ 
ſchatz feinem Weſen nach ein Kriegsſchatz iſt und für unvorhergeſehene Fälle 
dient. Im vorliegenden Falle haben die Entnahmen ftattgefunden für den 
Krieg und die Gründſteuer⸗Regulirung. Ein Beſchluß über die erſtere Ver⸗ 
wendung hängt ſo eng mit der Kriegskoſtenvorlage zuſammen, daß er vor 
der Discuſſion über die letztere nicht zu faſſen iſt. 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Bei dem Erlaß des Grundſteuer⸗ 
Geſetzes von 1861 war die Entnahme der Regulirungskoſten aus den Mit⸗ 
teln des Staats vorgeſeben. Die flüſſigen Mittel aus den Staatseinnahmen 
waren bereits etatsmäßig verwendet und ob jene Koſten aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen oder aus dem Staatsſchatze entnommen wurden, war gleichbedeu⸗ 
tend Die Regierung glaubte ſich zu ihrem Verfahren durchaus befugt und 
wird die allmählich eingehenden Rückerſtattungen in den Staatsſchatz zu⸗ 
rüd führen. 1 

5 v. Hoverbeck: Die Notblage, auf die ſich die Regierung beruft, 
entſprang eben daraus, daß die Regierung gegen den Willen des Hauſes, 
das ihr die Fähigkeit dazu abſprach, einen Krieg anfing, und in ſolche > 
gen wird fie jedesmal gerathen, wenn ſie im Widerſpruch mit der Landes⸗ 
dertretung Kriege anfängt, zu denen ihr die Anlehen verweigert werden. 
Sie wußte außerdem. daß ſie auf Ertheilung von Indemnität nicht zu rech⸗ 
nen hatte, ihr nachträgliches Geſuch iſt illuſoriſch und fie bleibt für die ger 
ſchehenen Entnahmen verantwortlich. 

Graf zu Eulenburg: Ich bin erſtaunt zu hören, daß der Herr Vor⸗ 
redner die Ertheilung der Indemnität für die Verwendungen zu einem Kriege, 
der den Zweck hatte, die Herzogthümer vom daͤniſchen Joche zu befreien, für 
unmöglich hält. (Zuſtimmung rechts.) A 

Abg. Lasker für den Antrag der Commiſſion. 8 5 g 

— — Fordkenbeck; Der Herr Finanzminiſter unterſcheidet nicht die 
Staats kaſſe vom Staatsſchatze. er leßtere beruht auf einem Geſetze, das 
über die Verwendung des Schatzes beſtimmte Vorſchriften enthält. Der Herr 
Miniſter interpretirt dies Geſetz in der Weiſe, die wir kennen und gegen die 


n werden muß. 
Ginjprud erhoben me i Das Verfahren der Regierung war legal 


„Commiſſar Homeyer: ; 9. war 
BR er nachdem das Haus erklärt, es werde ihrer Politik mit allen 


i ntgegentreten. 
Wige d. BodumsDolifs: Nach dem Geſetz von 1820 verfügt über den 
Stadt dsc der Geſetzgeber, d. h. alſo nach Emanation der Verfaſſung die 
drei Factoren der @eiehoebung: — een Entnahme aus dem Staats⸗ 

iſt nicht im Einklange mit der Verfa 1 

ibn, Nordende Oonkatkrt, daß der Reg.⸗Commiſſar ſich gegen die 
Vermiſchung von Staatskaſſe und Staatsſchatz nicht verwahrt hat, daß ſie 
alſs factiſch in die Auffaſſung der Staatsregierung, übergangen iſt. a 

Abg. Reichenheim vertritt als Berichterſtatter zum Schluß noch einma 
die Commiſſion. (Während feines Vortrages treten der Miniſter⸗Präſident 
v. Bismarck und der Kriegsminiſter v. Roon in den n ; 5 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Grafen zu Eulenburg, die 
Beſchlußfaſſung über Antrag 1 bis nach der Kriegskoſten⸗Vorlage auszujeben, 
abgelehnt und der Antrag 1 mit überwiegender Majorität angenommen. Für 
ihn Beer —— . Antrag 2 
Es fol:t die Discuſſion über den Antrag 2. t J 
Segen Antrag 2 erklärt ſich zunächſt Graf 1 Eulenburg: 2 Be) 
ierung bat ihre Schuldigkeit gethan; fie hat Mittheilungen über den 5 5 4 
chaz nicht verweigert, ſondern fie nur zweien Mitgliedern der Budget⸗Com 


miſſton machen wollen. | 
Mh 5 ennig: Die Commiſſton batte zur Entgegennahme von ei 
traulichen Mittheilungen kein Mandat. Zur Sache ſelbſt iſt unerwieſen, o 
der Staatsſchatz aus den Dispoſitionsfonds entſtanden iſt; die Commiſſion 
kann daher keine pflihtmäßige Prüfung, die zur Decharge führt, eintreten 
laſſen. Dispoſitionsfonds können zu Geſchenken, wie bei eberſcmemnungen 
und ſonſt geſchehen iſt, verwendet werden. Die Gewährung von Darlehen 
— belastet den Staat und fält in den Kreis der Genehmigung ſeitens der 
andesvertretung. 0 
Reg.⸗Commiſſar Homeyer: Man kann ſich leicht von der Wahrheit der 
Behauptung überzeugen, daß der Staatsſchat aus dem Disposition fonds ent: 
ſtanden iſt. Wäre die Commiſſion auf das Ange: vertraulicher Mittheilung 
baten gen, fo würde ſie volle Befriedigung über den Thalbeſtand gefunden 


Abg. v. Mitſchke⸗Collande: In früheren Jahren hat die Budget 
Commiſton ſtets 85 Mitglieder zur Entgegennahme von Mittheilungen über 
den Staatsſchat abgeordnet. Die Verhältnile des Schatzes, der ein Glück für 
Preußen fei, müſſen vor dem Auslande geheim bleiben. 

Abg. v. Hennig: Es kann durchaus Niemand ſchaden, wenn offen der 
Commiſſion mitgetheilt wird, wer Darlehne und in welchem Betrage er ſie aus 
dem Staatsſchatze erhalten hat. 

Abg. v. Forckenbeck: Nichts liegt der Budgetcommiſſion ferner, als 
die Verwendungen an ſich anzugreifen, die aus dem Dispoſitionsfonds ge⸗ 
macht worden ſind. Sit aber ein folder Fonds durch Zuruückfließen in den 
Staatsſchat Staatseigenthum geworden, fo muß die Landesvertretung Kennt: 
niß davon nehmen. Abg. Reichenheim bertritt als Berichterſtatter die 
Commiſſion. Der Staatsſchatz, bemerkt er, iſt kein Glack für den Staat. 
Der wahre Staatsſchatz für die Regierung ift die Zuſtimmung der Mehrheit 
des Landes. — 28 bei Seren. wird Antrag 2 in feinen beiden Theis 
len mit großer Mehrheit angenommen. 

Der —.— Gegenstand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budget⸗ 
Commiſſion über die Vorlage der kgl. Staatsregierung, betr. die außer, 
ordentlichen Ausgaben, welche durch den Krieg gegen Dänemark 
veranlaßt find, Ref. ift der Abg. Tweſten. Die Commiſſion ftellt folgen⸗ 
den Antrag: „den Antrag der k. Staatsregterung, welcher dahin geht: der 
Landtag wolle der ſtattgefundenen Verwendung der Verwaltungs⸗Ueberſchüſſe 
der Jahre 1863 und 1864 im Betrage von reſp. 5,351,608 Thlr. 20 Sgr. 
8 Pf. und 6,861,828 Thlr. 19 Sgr. 8 Pf., ſowie einer Summe von 1 Mill. 
304,089 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf. aus dem Stagtsſchatze zur Beſtreitung der 
Koſten des Krieges gegen Dänemark nachträglich ſeine Zuſtimmung erthei⸗ 
len und zugleich ſich damit einverſtanden erklären, daß die aus derſelben 
Veranlassung herrührenden Ausgaben zur Verſtärkung der artilleriſtiſchen 
und fortifcatoriihen Ausrüstung mit dem Betrage von 4,256 900 Thle. vor, 
behalllich des rechnungsmäßigen Nachweiſes, ebenfalls aus dem Staatsſchatz 
nach Bedarf entnommen werden, — abzulehnen.“ a 

Zu dieſem Antrag hat Abg. Michaelis folgendes Amendement geſtellt: 


en r für den Raum einer 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen e das Intereſſe 
Preußens und Deutſchlands fordert, daß die defin e Regelung der Berhälts 
niſſe Schleswig⸗Holſteins ſchleunigſt herbeigeführt werde, daß jedoch eine 
ftaatliche Conſtituirung der Elbherzogthümer nur unter ſolchen Maßgaben 
ſtotifinde, welche eine unlösliche Verbindung zwiſchen denſelben und Preußen 
feſtſtellen, die den Schutz der Nordgrenzen Deutſchlands und die Entwickelung 
einer Achtung gebietenden Marine unter der dem Verhältniß der beiderſeiti⸗ 
gen Kräfte entſprechenden Mitwirkung der Elbherzogthümer in Preußens 
Hände legt und die zu dieſem Zweck nöthigen territorialen, finanziellen und 
militäriſchen Vorbedingungen gewährleiſtet. a 

Ein zweites Amendement des Abg. Wagener (Neuſtettin) lautet: „Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 1) der ſtaltgefundenen Verwendung 
der zur Beſtreitung der Koſten des Krieges gegen Dänemark verausgabten 
Summen, vorbehaltlich der demnächſtigen etatsmäßigen Behandlung und 
reſp. des rechnungsmaßigen Nachweiſes, unter 1 erzielten 
Reſultate, nachträglich feine Zuſtimmung zu ertheilen. 2) Die Erwartung 
auszusprechen, daß die königliche Staatsregierung anſtreben werde, nöthigen⸗ 
falls unter Abfindung etwa berechtigter Erbprätendenten, die Elbherzogthümer 
der preußſſchen Monarchie zu erwerben.“ 

Unterzeichnet iſt der Antrag von den Mitgliedern der conſervativen Frac⸗ 
tion, darunter auch Freiherr v. Gablenz. ; 

Die Discuſſion wird ſich über den Antrag der Commiſſion und die ge 
ſtellten Amendements zugleich erſtrecken. Die Feſtſtellung der Rednerliſte er⸗ 

iebt folgendes Reſultat: für den Commiſſions⸗Antrag die Abg. Duncker, 

aldet, Löwe (Bochum), Schulze (Berlin), Meibauer, Dr, e 
zung, Freſe (Minden), Dr. Virchow und Schollmeyer; gegen den Commiſ⸗ 
ions⸗Antrag: Wagener (Neuſtettin), Schulz (Borken), Ur. Ziegert, Graf 
Wartensleben, v. Binde, Michaelis, Mommſen und v. Blandenburg. 

Zum Eingang der Discuſſion ergreiſt das Wort der Referent Abg. Dr. 
Tweſten. Er erwähnt zunächſt, daß eine Adreſſe aus Baden und eine, 
mit vielen tauſend Unterſchriften verſehene, aus den Herzogthumern, mit der 
Bitte um Wahrung der Herzogthümer, an die Commiſſion gelangt iſt. Dann 
fährt er fort: Aeußerlich kann man ſagen: „Der Krieg iſt geführt, das Geld 
iſt ausgegeben, die Mittel müſſen bewilligt werden.“ Dieſes Haus hat aber 
jede Frage nur in geſetz- und verfaſſungsmäßiger Weile zu behandeln, und 
dieſe Rückſicht verbietet die Annahme der Vorlage. Welch ein ſtaatliches 
Intereſſe ſoll denn darin liegen, daß wir vor Allem — — Frage 
ordnen, während alle übrigen ungeoronet find, 20 - 30 jonen W 1 
während 3—400 Millionen zukünftiger Beſchlüſſe harren? — Der Hr. Mi⸗ 
nifterpräfident äußerte, uns triebe nur die Neugier. Ich dächte, wir hätten 
das Gegentheil bewieſen, da wir vier volle Monate hindurch kein Wort über 
dieſe Frage verloren, ſondern gewartzt un bis fie an uns herantrat. 
Nach meiner Meinung drückt der Antrag Michaelis die Stellung des Hau⸗ 
ſes zur politiſchen Frage am Beſten aus und ſteht zugleich in Uebereinſtim⸗ 
mung mit unſeren vorjährigen Beſchlüſſen. Das Ziel des Antrages des 
Abg. Wagener iſt die Annexion. In gewiſſen Zeiten mag die Regierung 
daſſelbe Ziel verſolgt haben, wenn man auch jetzt zu der Annahme berechtigt 
iſt, die Regierung verfolge Aehnliches, wie der Antrag Michaelis. So viel 
ſteht feſt, daß das anfängliche Ziel der Regierung niemals klar und feſt aus⸗ 
geſprochen war. (Redner zählt die verſchiedenen Ausſprüche der Regierung 
über ihre Stellung zu der Thronfolgefrage in den Herzogthümern ber.) Es 
iſt möglich, daß das, was der Hr. Minifterpräfident anfänglich über ſeine 
Ziele geſagt bat, nicht ernſtlich gemeint war, dafür ſprechen viele Andeutun⸗ 
gen und mündliche Aeußerungen des Hrn, Miniſterpräſidenten (der bekannt ⸗ 
lich nicht zu den ſchweigſamen Leuten gehört, nicht als ob der Hr. Miniſter 
etwas ſagt, was er nicht jagen will, aber der Oranier unter den Staats⸗ 
männern iſt er nicht); wird indeſſen jetzt eine Eroberung in das Auge ge⸗ 
faßt, dann iſt es geboten, den Abſchluß zu verhindern. Das Haus kann auf 
die Spezialitäten der Forderungen der Depeſche vom 22. Februar d. FJ. nicht 
eingehen, aber, wenn don dem Schickſal dieſer Forderungen die Entſcheidung 
über die Erbfolgefrage abhängen ſoll, ſo geht daraus hervor, daß man die 
Zuſtimmung Oeſterreichs nicht erwartete und nicht wollte. 

Der Antrag Wagener beſtimmt mich noch mehr zu dieſer Annahme. 
Wenn jetzt in der Zeit großer europäiſcher Verwickelungen und Umgeſtaltun⸗ 

en der Sinn für das Recht leidet, auch in Preußen, da das Grundrecht des 

andes in Frage geftellt iſt, fo iſt es doch nicht im preußiſchen Intereſſe, ſich 
willkärlich über das hinwegzuſetzen, was das Herz Deutſchlands bewegt und 
das Recht des ſchleswig⸗holſteiniſchen Volkes iſt. Wir haben im vorigen 
Jahre ausgeführt und angenommen, daß der Herzog von Auguſtenburg der 
am meiſten erbberechtigte Prätendent iſt. Hieran hat ſich nichts geändert 
und wird ſich auch durch das Gutachten der Kronſyndici nichts ändern. Wir 
auf dieſer Seite des Hauſes ſind nicht verpflichtet, uns vor der Legitimität 
zu beugen. Wir ſind der Anſicht, daß jedes eroberte Recht ſich beugen muß, 
wenn das Volk ihm einen Widerſpruch entgegenſetzt (Sehr richtig). Wir ſind 
nicht der Meinung, daß dieſe Streitfragen von Juriſten gelöſt werden können, 
dieſe Prozeſſe entſcheidet die Weltgeſchichte nach dem Geſetz der Nothwendig⸗ 
keit (Beifall). Solche Rechte des Volks oder der Fürſten darf man nicht ver⸗ 
ſpotten in jedem beliebigen Augenblick, und wir dürfen heute nicht die Rechte 
aufgeben, zu denen wir uns im vorigen Jahre bekannt haben, unſere ein⸗ 
ſtimmige Ueberzeugung, daß die nächſten Rechte der Herzog von Auguſten⸗ 
burg hat. — Wenn das Miniſterium nur die Trennung der Herzogthümer 
von Dänemark wollte, jo war die Politik des Miniſterpräſidenſen eine ge⸗ 
wandte, geſchickte, kühne und erfolgreiche; Preußen hat gezeigt, daß es einen 
ek hat, nicht nach andern Mächten fragt, keine Interventionen 

rchtet. 

Nach langer ſchwächlicher Politik jr endlich ein Erfolg erzielt, und das 
wird die Geſchichte nicht vergeſſen (Sehr richtig rechts). Wir haben trotz der 
50 0 auswärtiger Mächte, trotz des unglaublich heftigen Einſpruchs 
Englands einen großen militäriſchen und politiſchen Erfolg erzielt (Beifall); 
in ſolchen Dingen können die verſchiedenſten politiſchen Parteien einig ſein. 
Auch eine Regierung, die das Landesrecht mißachtet, kann für einen Zuwachs 
nach außen ſorgen, das iſt geſchehen, das Anſehen Preußens hat im Aus; 
lande gewonnen. Wenn ich die Politik des Herrn Minifterpräfidenten im 
Uebrigen betrachte, ſo floͤßt mir zunächſt das Bündnis mit Oeſterreich Ber 
denken ein. Die Denkſchrift ſagt, es ſeien dadurch die Gefahren der aus, 
wärtigen Intervention abgeſchwächt, dieſer Erfolg wäre aber auch, und viel⸗ 
leicht nachdrücklicher erreicht worden, wenn Preußen an der Spitze des deut 
ſchen Bundes den Krieg geführt hätte. Wer ſollte der Sache Preußens ent⸗ 
gegentreten, wenn es an der Spitze der Mittelſtaaten ſtände? Herr Wagener 
ſagt, es ſei ein Vorzug, daß wir nur mit Defterreich gegangen: ihm erſcheint 
dies „Nur“ ein ungemein wichtiges, die Löſung ſcheint mir bei der Bedin⸗ 
gung, daß nur in Uebereinſtimmung mit Oeſterreich verfahren werden kann, 
eine ganz unmögliche. Die ſchleunige Erledigung liegt aber im dringendſten 
Intereſſe Preußens“, denn, abgeſehen von den künftigen zweifelhaften 
Folgen und Eventualitäten, muß der Kanal und der kieler Hafen bald für 
Preußen erworben werden, die Zukunft unſerer Marine hängt davon ab. 
Beſchleunigung iſt aber nur möglich, wenn das Verhältniß Preußens zu 
Oeſterreich definitiv geordnet wird. Die Eroberung Schleſiens erforderte nut 
ein Jahr, die Behauptung der Eroberung machte einen fiebenjährigen Krieg 
ndibig. Mit Schleswig⸗Holſtein kann es leicht ebenſo kommen. Wider den 
Willen der Bevölkerung und gegen ihr Recht darf die Eroberung nicht erfol⸗ 
gen, damit und ohne Anerkennung der übrigen Mächte wären die Herzog⸗ 
thümer ein gefährlicher und zweifelbafter Beſit. Preußen ift nicht in der Lage, 
die Herzogthümer gegen den Widerſpruch der übrigen Mächte zu behaupten. 
Bei der Stimmung aber, wie fie jetzt in den Herzogthümern iſt, dürfte ſich die 
Bevölkerung ſchwerlich bald unſeren Forderungen fügen. — Die zweideutigen 
Ziele unſerer Regierung nach außen, und die Stellung derſelben zu dem 
Auguſtenburger hat den Anſchluß der Herzogthamer nicht gefordert, der Herr 
zog iſt nun einmal der Mann, den die Bevölkerung mit ihrem Rechte identi⸗ 

irt hat, dem ſie deshalb gehuldigt und geſchworen, und von dem ſie um 


PR abzubringen fein wird, als er die Säule für die Hoffnungen ihrer 


ukunſt iſt. 
x un diefen Gründen bin Kg den Antrag des Abg. Wagener. Ans 
ders verhält es ſich mit den Leiſtungen der Herzogthümer für Preußen, die 
dies letztere in ſeinem eigenen und im Intereſſe Deutſchlands ſtellt. Die 
Herzogthümer können ebenſo wenig, wie irgend ein anderer deutſcher Staat 
etwas leiſten, wenn ſie ſich nicht im engſten Anſchluß an Preußen befinden. 
Die Nationalpartei, die ſtets Preußen an der Spitze des deutſchen Bundes 
ſehen wollte, hat jetzt ihr Programm aufgegeben, veranlaßt durch die jetzige 


x * N 


eitun 


Fa s Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem Übernehmen alle Poſt⸗ 
a en Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den Übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 14. Juni 1865. 


Politik der Regierung, zum Theil unter dem Vorwande derſelben. Wir aber 
dürfen dieſe — Geſtaltung Deutſchlands nicht außer Augen laſſen, es 
iſt keine andere bundesſtaatliche Geſtaltung möglich. Wer glaubt, Heine 
Staaten könnten etwas leiſten, der irrt fi, fie ſind nicht im Stande, eine 
Aufgabe zu erfüllen. Ariftoteles jagt, ein ſpannelanges Schiff iſt kein Schiff 
mehr, und Themiſtocles ſagte einmal: „Du hätteſt gut geredet, wenn du 
einen Staat hinter dir gehabt hätteſt“, ich glaube, auf der londoner Confe⸗ 
renz hätte man dieſe Antwort vielleicht Herrn v. Beuſt mit Erfolg geben 
können. (Heiterkeit) Wer in meiner 53 85 einen preußiſchen Partiku⸗ 
larismus erblicken möchte, der irrt ſich gleichfalls, Preußen ift nicht eine 
Blüthe und Conſequenz, ſondern die Aufhebung und Ueberwindung der 
Partei des Partikularismus (Beifal). Wir dürfen nicht nationale von ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben trennen, die Mittel, große Aufgaben zu loͤſen, finden wir 
nur in Preußen (Beifall). Daß durch die neueſten Vorgänge die Bundes⸗ 
politik gelockert iſt, ſteht feſt, gleichviel, ob es in der Abſicht des Herrn Mir 
niſterpräſidenten lag oder nicht. Es iſt kein Unglück, daß die Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung dadurch den letzten Stoß erhalten hat, ſeit ihrem fünfzigjährigen 
Beſtehen hat Niemand im Ernſte etwas von ihr erwartet, ſie war nur moͤg⸗ 
lich gegenüber der Ruhe in Exeopa, war etwas Ernſthaftes zu thun, fo has 
den es die deutſchen Großmächte allein gethan. 

Seitdem ſie in den letzten Jahren erklärt haben, ſie würden ſich an den 
deutſchen Bund nicht kehren, hat dieſer ſeine letzte Bedeutung verloren. Jetzt 
müſſen aber n an ſeine Stelle treten. Im vorliegenden Falle 
ſoll nicht blos ein Mittelſtaat neu gegründet, ſondern auch die Leiſtungen 
des neuen Staates ſollen feſtgeſtellt werden, und Preußen hat durch ſeine 
Leiſtungen und Opfer über die — mitzuſprechen. Anfangs wollte 
in den Herzogthümern jeder denkende Menſch engſten Anſchluß an Preußen. 
Aber die Behandlung, welche Letzteres dem Dreh: der Rechtsanſchauung der 
Bevölkerung und der öffentlichen Meinung zu Theil werden ließ, haben die 
gereizte und erbitterte Stimmung gegen Preußen hervorgerufen. Gäbe es 
eine Centralgewalt, fo würde ſie die Leiſtungen des Theils gegen das Ganze 
beſtimmen; an ihre Stelle muß Preußen treten, das die Mittelſtaaten ſchützen 
muß, ſie mögen wollen oder nicht, dankbare wie undankbare. Die kleinen 
Staaten hoffen und rechnen auch auf ſeinen Schutz, aber ſo wie ſie etwas 
leiſten ſollen, verkriechen ſie ſich hinter das tige ideale Deutſchland. 
(Zuſtimmung.) Die Herzogthümer ſollen uns für Deutſchland leiſten, was 
ſie Jahrhunderte hindurch für Dänemark geleiſtet haben. Wenn ſie das nicht 
wollen, ſo muß dieſe Forderung durchgeſetzt werden. Durch 5 
Ueberredung werden wir weder Oeſterreich noch das übrige Deutſchland zum 
Rücktritt von feinem Standpunkte bewegen, das vermag nur die Vertretung 
der Herzogthümer. Der Auguſtenburger, mit dem die Regierung nicht unter⸗ 
handeln zu können behauptet, iſt vielleicht der am meiſten preußiſch gefinnte 
Mann in den Herzogthäͤmern, mit ihm muß man unterhandeln. Andern⸗ 
falls ſchädigt ſie das preußiſche Intereſſe nicht minder, wie durch die Anne⸗ 
rion, die einen gefährlichen Beſitz eintragen würde. Ich erkläre mich alfo 

egen den Antrag Wagener 8, der des Abg. Michaelis ſcheint mir am wün⸗ 
ſchenswertzeſten, denn er will die ſchleunige Conſtituirung der Herzogthümer, 
ohne die Erfüllung der preußiſchen Forderungen unbedingt von ihrem yes 
Willen abhängen zu laſſen. In dieſem Sinne iſt er ein glückliches 
kunftsmittel, und ich empfehle ihn Ihrer Annahme. (Beifall von verſchiedenen 
Seiten des Hauſes. 

Abg. Wagener (Neuftettin): Noch nie habe ich die Tribüne fo leichten 
Herzens betreten als heute, weil ich glaube, daß ich in dieſer Sache das 
Vertrauen meiner Mitbürger ganz beſonders beſize und etwa ½o des Volkes 
hinter mir habe. (Oh! Ohl) dieſer meiner Freude bin ich beſtärkt durch 
die offene Anerkennung, welche der Herr Berichterſtatter der Politik der Re⸗ 

ierung in dieſer Seage gezollt hat. Unumwunden hat er anerkannt, daß die 
—.— unſerem Vaterlande activ die Stellung unter den Großmächten 
zurückgegeben hat, die durch die klägliche Politik der freien Hand unter der 
neuen Aera verloren gegangen war. Ueberraſchend war mir nur der Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen feinen Vorderſätzen und feiner Schlußfolgerung: ich begreife 
in der That nicht, wie er von jenen zu dem Antrage der Commiſſion ge⸗ 
langen kann. (Sehr wahr! links.) Er erkennt an, daß die deutſchen Staa⸗ 
ten ohne Preußen nichts bedeuten. Daraus folgert er nicht: Preußen voran 
und vorwärts, ſondern nach dem gothaer Feldgeſchrel: deutſcher Bundesſtaat, 
deutſches Parlament! Dieſe Theilung der Arbeit wollen wir eben vermei⸗ 
den, bei der den kleinen Staaten die großen Worte und Preußen die Leiſtun⸗ 
gen und Thaten zufallen, damit es ſich hinterher die Reſultate von den 
Kleinen abnehmen a fol. Ueber die vorliegende Frage wird nicht die 
Budget⸗Commiſſion, ſondern die Weltgeſchichte entſcheiden, und Sie werden 
ſich wohl dahin beſcheiden, daß derjenige, der die Geſchichte gemacht hat, 
nicht auf dieſen Bänken, ſondern uns gegenüber ſitzt. 

Warum bat denn der Hr. Berichterſtatter nicht conſequent eine Reſolution 
vorgeſchlagen, die den früheren Beſchlüſſen des Hauſes entſpricht? Sie bes 
ſchloſſen damals, daß es eine Forderung der Ehre für Preußen ſei, daß 
Preußen für die Herzogthümer eintrete und den Herzog von e 
anerkenne? Warum leiſten Sie ihm nicht Beiſtand? Das Plafdover des 
Commiſſtons⸗Berichts wird ſchwerlich das Barometer des Prinzen bis zur 
Skala des Herzogs ſteigen machen. Sie haben ſich . Alles, was 
die Vergangenheit betrifft, über die Leiſtungsfähigteit der Regierung, über 
Nr eigene Stellung und Sie täuſchen ſich heute Aber den Charakter der 

ituation und die Wirkung Ihres Votums. Sie mißbilligen eine Politik, 
die Sie gar nicht zu kennen eingeſtehen und lehnen die Kriegskoſten ab, wäh⸗ 
rend Sie dem Reſultat des Krieges Ihre Anerkennung zollen. Wir haben 


neulich von dem Abg. Diederichs eine Rede über die Reorganiſation der 


Armee gehört, welche, fo zu ſagen — verzeihen Sie mir den Scherz — die 
parlamentariſche Variation des Liedes war: „So laßt uns doch das kindliche 
Vergnügen!“ (Heiterkeit.) 7 
Vollen Sie als politiſche Männer zur Kriegskoſten⸗Vorlage dieſelbe Stel⸗ 
lung einnehmen, wollen Sie ablehnen, obwohl Sie wiſſen, daß Sie damit 
der Vorlage ihre Bedeutung nicht nehmen! Vor dem Kriege konnten Sie 
aus Mißtrauen gegen die Reglerung nichts bewilligen; aber ſetzt handelt es 
ſich nicht um Pläne und Projecte, ihre Verweigerung würde vollendete That⸗ 
ſachen wegleugnen wollen, die Thaten unſerer Armee desavouiren! Mein 
Antrag will die politiſche Frage alles Beiwerkes entkleiden, mit feiner Ableh⸗ 
nung verwerfen Sie den ſchleswig⸗holſteiniſchen Krieg. Der zweite Theil deſ⸗ 
ſelben iſt gegen die Auffaſſung zu verwahren, als wollten wir eine wider⸗ 
rechtliche Annerion der Herzogthümer. Wir glauben mit dem Abg. Michaelis, 
daß die Herzogthümer als felbftftändiger Staat außer Stande find, ſich zu 
ſchüzen und ihre Pflicht gegen Deutſchland zu erfüllen, daß fie, von Preußen 
abgelöft, der Vergewaltigung durch Dänemark oder von anderer Seite preis⸗ 
gegeben find. Außer einer Schuldenlaſt von 60 Millionen hätten ſie die 
Koſten für einen beſonderen Hof und eine beſondere Armee zu tragen. 
Anſicht des Hrn. Berichterſtatters über die preußenfeindliche Strö 
den Herzogthümern ſchließe ich mich nicht an. Ich kenne die Schleswig⸗Hol⸗ 
fteiner als ſehr verſtändige und praltiſche Männer. Es waren Viele bei mir, 
denn es giebt auch 1 die ſich mit uns in 8 
ſetzen. (ei) Alle haben den Auguſtenburger als Mittel, nicht al: 
Zweck aufgefaßt, und würden ſich, nachdem der Zweck erreicht iſt, auch mit 
einem andern begnügen. (Sehr richtig!) 
Wir ſprechen offen aus, daß die Erwerbung der Herzogthümer das höͤchſte 
iel der preußiſchen Politik iſt. Wollte das Haus Beſchlüſſe fallen, die einen 
ihm nicht zuſtehenden Einfluß auf die auswärtige Politik ausüben ſollen, fo 
wäre das derfaſſungswidrig und würde die Prärogative der Krone verletzen. 
Lehnen Sie die Vorlage ab, ſo werden Sie nicht nur keinen Einfluß auf die 
auswärtige Politik gewinnen, ſondern auch noch den verlieren, den das Haus 
noch deſitzt, und ſich die Befähigung abſprechen, praktiſche auswärtige Polis 
tik zu treiben. Sie werden dann der Regierung eine feſte Poſition ſchaffen, 
von der aus ſie Ihre ganze D aus den Angeln heben wird. (Zu⸗ 
ſtimmung und Miderſpruch.) Wie Ihre Abſtimmung auch ausfallen mag, 
unferen Aweden kann fie nur förderlich, das Reſultat wird in unſte Scheuern 
eingetragen werden. (Heiterkeit. Die Geſchichte Preußens wird ihren Gang 
gehen, auch wenn Sie die Vorlage ablehnen, gleichwohl bitte ich Sie drin⸗ 
end, ſie zu genehmigen (große Heiterkeit), denn wir haben keinen Wohlge⸗ 
allen daran, wenn das Haus anfängt ſich zu ruiniren und wieder einen 
Beſchluß fa — Von 5 — daß die Regierung außer Stande iſt, ſich 
an ihn zu binden. all rechts. 
Duncker: Auf dem Wege, den der Herr Vorredner empfiehlt, wür⸗ 
den wir das Prinzip der falſchen Arbeitstheilung in Deutſchland, durch 
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welche die größte Laſt auf Preußens Schultern gewalzt wird, noch potenziren 
Die Mittelſtaaten werden uns die neue Laſt, die uns aus der Verbindung 
mit den Herzogthümern erwächſt, nicht abnehmen, ſondern ſchadenfroh abwar⸗ 
ten, wie ſich die falſche Großmachtspolitit an Preußen rächt. Ein deutſches 
Parlament würde die Laſten gerecht vertheilen, wie der Herr Miniſterprä⸗ 
ſident bei Gelegenheit des Fürſtentages in Frankfurt ſelbſt anerkannte. Ebenſo 
erkannte er die Macht der nationalen Bewegung an, als er ſich dem eng ⸗ 
lichen Botſchafter gegenüber durch die öffentliche Meinung zum Kriege mit 
Daͤnemark gezwungen erklärte. Die Thaten der Armee löſcht unſere Ableh⸗ 
nung der Vorlage nicht aus, wir wollen nur keine — ausſtellen, wo 
wir über die laufenden Ausgaben nicht ins Klare kommen können. Die Re⸗ 
erung hat die freie Zuſtimmung der Herzogthümer zu den Forderungen 
Breußens nachzuſuchen. Man kann glänzende Fähigkeiten befigen, diploma⸗ 
tiſche Gewandtheit und im nöthigen Moment auch Energie, aber ein Staats⸗ 
mann im modernen Sinne iſt man darum doch nicht, ein Staatsmann in 
dem Sinne, wie Cavour einer war. Wir wollen nicht Geſchichte machen, 
fonbern nur, daß ohne uns keine gemacht wird. (Heiterkeit) Die gegen 
wärtige Periode wird gewiß in der Geſchichte aufgezeichnet werden, aber ich 
glaube nicht, daß fie den Hrn. Miniſterpräſidenten unter die wahrhaften 
Gründer und Förderer des preuß. Staates aufnehmen wird. (Beifall.) 

Abg. Schultz (Borken) erklärt ſich gegen den Commiſſions⸗Antrag aus 
allgemeinen patriotiſchen Gründen und mit Hinweis auf Epaminondas, der 
das Geſetz verletzt, aber das Vaterland gerettet hatte. 

Abg. Dr. Waldeck: Meine Herren! Ich habe mich für den Commiſſions⸗ 
Antrag einſchreiben laſſen und ich betone dies ausdrücklich, weil die Debatte 
von dem diplomatiſchen Gebiete ſchon bereits auf die Gräber unſerer Krieger 
und auf den Epaminondas übergegangen iſt. (Heiterkeit.) Man hat von 
vergangener und zukünftiger Politik, von der Ehre und den Intereſſen 
Preußens geſprochen, während es ſich doch einfach um unſere Zuſtimmung 
handelt, ob wir für die Kriegskoſten Decharge ertheilen wollen. Die Com: 
miſſion hat geſagt, es geht nicht und ich hoffe, daß das Haus dem zuſtim⸗ 
men wird. Geſtern war ein Theil des Hauſes zweifelhaft, ob man der Re⸗ 
gierung die Gelder auch nur für die laufende Verwaltung bewilligen ſollte, 
wie in aller Welt ſollten wir dazu kommen, über die Ueberſchüſſe der Jahre 
1863 und 64 uns auszusprechen, während die Regierung kein Etakgeſetz 
publicirt hat, alſo gar nicht die Rede fein kann von ÜUbnahme der Rechnun⸗ 
gen und Ueberſchüſſen aus dieſen Rechnungen. Verwendet, ausgegeben ſind 
dieſe Gelder, wir brauchen ſie alſo nicht mehr zu bewilligen; — die Krieger 
alle, deren Ehre ich mit eben ſo viel Recht wie der Vorredner anerkenne, 
ruben mit Ehren in ihrem Grabe und alle Uebertretungen der Miniſter ma⸗ 
chen ihre Heldenthaten nicht edler als ſie ſind (Bravo links), ſie machen ſie 
vielleicht größer, wenn ein Volk auch unter ſolcher Verwaltung noch für 
Ehre und Recht in den Kampf zu gehen bereit iſt. + 

M. H.! Indem ich nun auf die Frage felbit eingehe, finde ich, daß es 
zunächſt gar nicht nothwendig iſt, dabei Politik zu treiben. Nach den Aus⸗ 
ſprüchen des Abg. Wagener und des Herrn Miniſterpräſidenten iſt es auch 
gar nicht unſer Beruf, über auswärtige Politik zu berathen. Der Herr Mi⸗ 
niſterpräſident führt Krieg und ſchließt Frieden ohne uns, und nur jetzt, für 
dieſen ſpeziellen Fall wünſcht er, weil er ſich in einigen diplomatiſchen Ver⸗ 
legenheiten befindet, daß wir eine Reſolution faſſen, durch welche ſeine Zu⸗ 
kunftspolitik geſtützt wird. Um die vergangene Politik wird er ſich nicht viel 
kümmern, und weswegen wir dieſelde aufwärmen ſollen, weiß ich auch nicht; 
es handelt ſich blos um die Zukunftspolitik. Wenn uns aber das ganze 
Terrain ſonſt beſtritten wird, ſo iſt mir nicht begreiflich, wie wir für dieſen 

ſpeziellen Fall darauf eingehen ſollen. Die Verfaſſung ſagt: der König er: 
klärt Krieg und ſchließt Frieden, aber, m. H., wenn der König Krieg führt, 
ſo erhält er vom Abgeordnetenhauſe das Geld dazu, und nun meine ich, da 
während des budgetloſen Regiments das Abgeordnetenhaus zu extraordinären 
Dingen überhaupt kein Geld hergeben, daß es weder Anleihen noch neue 
Steuern bewilligen kann. Nun ſollen wir uns über künftige Eventualitäten, 
die dem Staat große Laſten und Pflichteu auferlegen dürfen, über gewiſſe 
Grundſätze in der Politik ausſprechen, während die ganze Politik ſonſt 
in ein vollſtändiges Myſterium gehüllt iſt. Das ſollen wir; während wir 
doch der Anſicht ſind, daß ein ganz anderes Miniſterium erforderlich wäre, 
um eine Politik von großen liberalen Geſichtspunkten aus und damit eine 
wirklich preußiſche Politik treiben zu können. 

M H.! Ich bin nicht dagegen, daß Preußen die Vergrößerungen anſtrebe, 
die ſeine Terrainverhältniſſe nothwendig machen, aber ich habe geſagt, daß 
eine Regierun, welche vivje großen Ziele erſtrebt, derſelben auch durch und 

durch würdig ſein, daß ſie dem, was zu erwerben iſt, auch das bringen müſſe, 
was man für gut und richtig halten kann. Iſt ſie das nicht, fo können wir 
uns eine Vergrößerung, die de erzielt, wohl gefallen laſſen, aber kein Menſch 

- aun verlangen, daß wir ihr dazu helfen. Sollen wir uns vielleicht für dieſes 
einiſterſum in europaiſche Verwickelungen ſtürzen? Der Herr Referent bat 
der Politik des Herrn Miniſterpräſidenten freilich große Lobſprüche ertheilt, 
aber, m. H., ich darf wohl ſagen, daß dieſe Politik nie ihr gegenwärtiges 


Ziel erreicht hätte, wenn Dänemark den erſten Antrag auf Perſonal⸗Union 


angenommen hätte, und wenn die europäiſchen Verhältniſſe nicht außerordent⸗ 
lich gänftige geweſen wären, Dieſe Politik bis zu den Sternen zu erheben, 
ſcheint mir alſo doch ein wenig zu viel. Sie hat materielle Erfolge für Preu⸗ 
25 gehabt, aber was weiter dabei noch herauskommt, das ſcheint mir noch 
ehr fraglich, und ich glaube, daß eine ganz andere Kraft, als die des Herrn 
Miniſterpräſidenten, dazu gehören wird, um den Widerſtand Oeſterreichs und 
der Mittelſtaaten zu beſiegen, ohne andere und beſſere Vortheile Preußens 
aufzuopfern. — Was die Reſolutionen anbetrifft, ſo ſcheint der erſte Theil 
der Wagener'ſchen vorauszuſetzen, daß wir nicht ein Geldbewilligungsrecht 
beſitzen, ſondern zu den Forderungen nur unſere Zuſtimmung zu geben haben. 
Wir aber betrachten die Sache ernſter; wir meinen, daß, wo wir zuſtimmen, 
wir auch verweigern, wo wir Rechnungen prüfen, wir die Decharge auch ver⸗ 
weigern können. Der zweite Theil der Reſolution gilt der reinen Zukunfts- 
politik und einer Möglichkeit von ſo großen Laſten, daß wir dazu unbedingt 
nickt zuſtimmen dürfen, von Laſten, die wir blos deshalb uns aufladen ſollen, 
um der Verlegenheit des Herrn Miniſterpräſidenten zu Hilfe zu kommen. 
M. H.! Wir ſtehen jetzt ſo, wie England unter dem erſten Edward 
ſtand, als es ſich ein Stück ſeiner Freiheit nach dem anderen erobern mußte. 
Unter Edward III. ſpielte ein ganz analoger Fall. Man brauchte Geld zu 
den Kriegen mit Frankreich. Gewöhnlich wandte man ſich damals in Fragen 
der äußeren Politik an das Haus der Lords, indeſſen geſchab es, daß der 
König ſich auch mehremal an das Haus der Gemeinen wandte und dieſes 
Put ma chte dann jedesmal die Erfahrung, daß es hinterher die Kriegskoſten 
ezahlen mußte. Man ſagte ihm: Ihr habt dazu gerathen, nun bezahlt auch. 
Da ſagte denn bei der näcften Gelegeuheit das Haus der Gemeinen: königl. 
Hoheit — wie damals der König genannt wurde, möge uns doch mit ſolchen 
Anſinnen, die über unſern Horizont gehen, verſchonen, wir wollen darüber 
keinen Rath geben, wir überlaſſen das des Koͤnigs eigenem ren 
Uns, m. H., wird vom Minifterium ſtets zugerufen: Ibr verſteht das nicht, 
blos zuweilen haben wir ein Verſtändniß, wenn wir, wie jetzt Verbindlich⸗ 
keiten übernehmen ſollen. Das können wir vor unſeren Wählern nicht ver⸗ 


antworten. 


Was die Reſolution des Abg. Michaelis anbetrifft, ſo läßt ſie eigentlich 
Alles in Ungewißbeit, ſo daß der, welcher für ſie ſtimmt, ſchließlich nicht 
weiß, wofür er geſtimmt hat. Ich denke mir, die Herren Antragſteller ha⸗ 
ben die Meinung, es muß abfolut noch ein kleines Herzogtbum hergeſtellt 
werden in Deutſchland; die Meinung habe ich nicht; ich glaube, wir haben 
vollkommen genug an denen, die wir haben und wünſchen, daß ſie in Preu⸗ 
ben einverleibt werden, da Preußen mein Staat iſt; wacum gerade für dieſe 
Länder ein neuer Fürſt mit einem neuen Hof, neuen Schloͤſſern, die er erſt 
bauen, einen Hofſtaat, den er erſt aufſuchen muß, mit Kammerherren und 
Allem, was drum und dran hängt (Heiterkeit), gut fein ſoll, das geht offen⸗ 
bar über meinen Horizont, und ich kann wohl ſagen, wenn das nun ein 
Fürit wäre, ein Fürſt, das iſt er aber gar nicht — antenne Heiterteit) er 
muß erſt noch ermittelt werden; in den nothwendigen territorialen, finan⸗ 
ziellen, maritimen, militäriſchen Vorbedingungen ſoll er im engſten Anſchluſſe 
unter Preußen ſtehen; Land, Leute und Meer ſoll an Preußen, was bleibt 
ibm (Heiterkeit): die Gerickte und die Polizei (Heiterkeit), Nun, m. H., das 
iſt alſo ein neuer Standesherr (Heiterkeit), und von denen weiß, ich aus mei⸗ 
nem Vaterlande Weſtfalen, daß er nicht das geringſte Gute mit ſich bringt, 
wenn dieſe Leute zum Theil gerichtliche zum Theil polizeiliche Hoheit haben, 
während ihnen ſonſt jede Pflicht der Souveränetät feblt. . 
M. H.! Das befte Criterium für die ſchleswig⸗holſtein'ſche Frage ift das, 
daß erſt am Schluſſe der Sitzung, alſo nahe vor unſerem Tode, die Sache 
bier zur Sprache kommt. Wäre es möglich geweſen bei einer ſo eminent 


deutſchen Frage wie dieſe hier, auch nur ein Senftorn beizutragen, glauben 


Sie, daß da ein Haus, das ſeine deutſche Geſinnung fo jr aueneiproden 
bat, aus eigenem, freien Willen es nicht längſt gethan hätte (ſehr gut). 
Warum hat es das nicht gethan? Eben weil es einſieht, es kann in der 
gegenwärtigen Ausnahmslage das weder mit Ehre, noch mit Erfolg tbun. 
Darum iſt es unterblieben und Deutſchland wird uns darum nicht verkennen, 

weil wir bei Gelegenheit einer nothwendigen Aufrechterhaltung des Budget⸗ 
grundſatzes und der nothwendigen Ablehnung der Decharge uns nicht ver⸗ 

anlaßt finden, den von uns gewünſchten Ausſpruch zu thun (Bravo links), 
Miniſterpräſident v. Bismarck: Wenn der Bericht der Commiſſion jo 
gelautet hätte, wie der einleitende Vortrag des Berichterſtatters, fo wäre i 


kaum in die Verſuchung gelommen, dag Wort heute zu ergreifen. Wenn ich 
indeſſen mir in dieſem Augenblicke den JInßalt des Berichtes vergegenwärtige, 
ſo bin ich zweifelhaft, ob meine Erinnerungen von den Verhandlungen, die 
vor anderthalb Jahren über die Bewilligung einer Anleihe in dieſem Hauſe 
ſtattfanden, ganz genau it. Ich batte von jenen Verhandlungen den Ein⸗ 
druck erhalten, daß das Haus der Abgeordneten damals bereit geweſen ſein 
würde, die Koſten des daniſchen Krieges in Geſtalt einer Anleihe zu bewilli⸗ 
gen, falls die königl. Staatsregierung ſich diejenigen Ziele der auswärtigen 
Politik, die das Haus ihr ſtellte, aneignen würde. Dieſe Ziele ſind in zwei 
Actenſtücken der damaligen Verhandlungen, welche die Meinung des geſamm⸗ 
ten Hauſes darſtellen, näher bezeichnet. Es iſt dort bei der Reſolution, die ſie 
bei Ablehnung des Antrages faßten, negativ eines dieſer Ziele der preußiſchen 
Politik dahin bezeichnet, daß dieſer Gang der preußiſch⸗öͤſterreichiſchen Politik 
kein anderes Ergebniß haben könne, als das, die Herzogthümer zum zweiten: 
mal an Dänemark zu überliefern — dieſe Befürchtung iſt nicht eingetroffen — 
ferner: „daß die königl. Staatsregierung, indem ſie dieſe rein deutſche Frage 
als eine europäiſche behandle, die Einmiſchung des Auslandes hereinziehe“ — 
auch dieſe Befürchtung hat ſich nicht bewahrheitet — endlich: „daß die ange⸗ 
drohte Vergewaltigung der Herzogthämer den berechtigten Widerſtand der übri⸗ 
gen deutſchen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deutſchland herausfordern.“ 
— Auch das iſt nicht geſchehen. Das waren die Befürchtungen, die das 
Haus hegte, die Klippen, deren Vermeidung man von der Regierung wünſchte, 
und zugleich die Klippen, welche vermieden ſind. Poſitiv bezeichnete das Haus 
dieſe Zeile in der an Se. Majeſtät den König gerichteten Adreſſe mit den 
Worten: Preußen und Deutſchland ſind berechtigt und damit auch verpflichtet, 
das Erbrecht Friedrich VIII. von Auguſtenburg anzuerkennen, das deutſche 
Bundesgebiet von der Anweſenheit däniſcher Truppen zu befreien und die 
Zuſammengehbrigkeit der Herzogthümer herzuſtellen. Nun, m. H., das Pro: 
ramm iſt von der königl. Staatsregierung entweder erfüllt, oder feine Er⸗ 
Füllung, fo weit fie noch rückſtändig iſt, ſoweit fie die Einſetzung des Herzogs 
Friedrich VIII. betrifft, ſteht in 8 Gewalt. Wir ſind zur Ausführung 
dieſes Tbeils Ihres Programms vollſtändig jeden Tag im Stande, ſobald 
uns das Erbrecht des Herzogs von Auguſtenburg nachgewieſen iſt, was nicht 
geſchehen iſt, oder ſobald wir die Sicherheit haben, daß die im Intereſſe 
Preußens und des geſammten Deutſchlands an die Herzogthümer zu ftellen« 
den Forderungen durch den einzuſetzenden Herzog ausgeführt werden würden, 
Ungeachtet dieſer Uebereinſtimmung der erreichten Reſultate mit den von 
Ihnen damals aufgeſtellten Zielen, lehnen Sie die Koſten des Krieges auch 
ſetzt wiederholt ab. Sie motiviren dieſe Ablehnung durch eine retrojpectiv: 
Beurtheilung, theils des Verfahrens der Regierung, theils der Motive, welche 
Sie veranlaßten, die Anleihe vox anderthalb Jahren zu verweigern. Sie 
werfen dabei dem Verfahren der Regierung vor, daß die Ziele, die die Re⸗ 
gierung verfolgt hätte, ſich nicht immer gleich geblieben wären, ſondern ge 
wechſelt hätten. a 8 
Es iſt ſchon vorhin von einem Vorredner der Rechten auseinandergeſetzt 
worden, daß weniger die Ziele, als die Mittel zur Verfolgung der Ziele 
wechſelten. Die drei verſchiedenen Sätze, welche die Verſchiedenartigkeit der 
von der Regierung verfolgten Ziele im Commiſſionsbericht ausdrücken ſollen, 
jagen meiner Anſicht nach alle drei ein und daſſelbe, decken ſich vollſtändig 
und fallen zuſammen. Es wird als unſer jetziges Ziel bezeichnet, die böllige 
Trennung der Herzogthümer von Danemark, welcher am 30. Oktober 185 
definitiv erreicht, und ein enger Anſchluß derſelben an Preußen in militär i⸗ 
ſcher und maritimer Beziehung. Daneben wird ausdrücklich in unſerer Vor⸗ 
lage geſagt, daß anfangs nur der Entſchluß maßgebend ſei „zu Gunſten der 
deuiſchen Sache das Aecußerſte zu verlangen, was nach der Geſammtlage zu 
erreichen ſchien“, und ich glaube, Beides widerſpricht ſich nicht. Das, was 


wir jetzt erſtreben und zum Theil erreicht haben, mag eben das Aeußerſte 


ſein. — Ein Drittes die in London abgegebene Erklärung zur Herſtellung 
eines gerechten und haltbaren Zuſtandes in Schleswig⸗Holſtein, durch Bürg⸗ 
ſchaft gegen Wiederkehr däniſcher Bedrückung den Herzogthümern den Frie⸗ 
den in Wahrheit zu ſichern — nun auch in dieſer Beziehung ſtimmt das, 
was wir jetzt als unſer Ziel hinſtellen, vollſtändig überein. Die Bürgſchaf⸗ 
ten gegen Wiederkehr däniſcher Bedrückung beſtehen unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen, die wir ftellen, die nur zunächſt dagegen uns ſchützen ſollen, daß 
wir nicht vielleicht in kürzeſter Zeit genöthigt find, einen koſtſpieligen Feldzug 
ur nochmaligen Befreiung der Herzogthümer zu führen. Der Commiſ⸗ 
tons⸗Bericht hebt ferner als Motiv der Ablehnung hervor, es habe dem 
8 dazu nöthige Vertrauen zu den Perſonen gefehlt, welche die Bo: 
litik leiten. . 

M. H.! Ich glaube, Sie würden dieſes Vertrauen gehabt haben, wen: 
Sie ſich deutlich vergegenwärtigt hätten, daß die Perſon, die die auswärtige 
Politit des preußiſchen Staates leitet, Se. Majeſtät der König iſt, ſowohl 
verfaſſungsmäßig, als auch thatſächlich. (Senſation.) Die Minifter führen 
die Politik des preußiſchen Staates nach den beſtimmten genauen und ſpe⸗ 
ziellen Anweiſungen Sr. Majeftät des Königs. Häiten See ſich dies klar 
gemacht, ſo, ſage ich, würden Sie das Vertrauen gehabt haben, und das 
Vertrauen würde Sie in dieſem Falle nicht getäuſcht haben. Denn die Re⸗ 
ſultate, die Sie wünſchen, ſind erreicht, nur nicht auf den Wegen, die Sie 
eingeſchlagen zu ſehen wünſchen. Das iſt der Hauptvorwurf, den ich in 
dieſer retroſpectiven Kritik uns gemacht finde. Sie ſagen auch, auf einem 
andern Wege hätte einer Störung des eutopäiſchen Friedens im Großen vor⸗ 

ebeugt werden können, auch wenn wir, ſtatt mit Oeſterreich, mit dem deut⸗ 
chen Bund gegangen wären. Das iſt möglich, aber es erſchien der koͤnigl. 
Staatsregierung damals nicht in dem Maße wahrſcheinlich, wie die Vermei⸗ 
dung des Krieges auf dem Wege, den wir gingen, zu ereilen ; jedenfalls habe ich den 
Erfolg anzuführen, daß er auf unſeren Wegen vermieden iſt. — Sie werfen 
dieſem Wege weiter vor, daß er uns einen Mitbeſitzer in Schleswig⸗Holſtein 
gegeben hat. Aber der von Ihnen empfohlene bätte uns 32 gegeben (Heiter: 
keit. Unruhe links), und an der Spitze dieſer 32 denſelben, den wir je t ha⸗ 
ben, und zwar nicht mit derſelben Gleichberechtigung, ſondern mit der Leber: 
legenheit der Präſidialmacht und als Führerin der Bundesregierung gegen 
Preußen. Der ganze Schwerpunkt läge nicht zwiſchen Berlin und Wien und 
Kiel, ſondern er Iäge in Frankfurt a. M., und die Herzogthümer befänden 
ſich wahrſcheinlich in dieſem Augenblick unter der Verwaltung der Herren 
v. Könneriß und Nieper. er 

Es ift von einem Vorredner — irre ich nicht, vom Referenten — aus⸗ 
geführt, daß wir eine Gelegenheit berfäumt hätten, uns an die Spitze der 
mittleren und kleinen Staaken Deutſchlands zu ſtellen. Wenn der Herr Re: 
ferent, gleich mir, acht Jahre deutſcher Bundestagsgeſandter in Frankfurt a. M. 

eweſen wäre, fo würde er dieſe Möglichkeit nicht als fo leicht erreichbar 
ingeſtellt haben. Er würde gleich mir den Glauben haben, daß die Majo: 
rität der Mittel⸗ und Kleinſtaaten ſich icht freiwillig und bereitwillig einer preuß. 
Führung, einer preuß. Action untergeordnet haben würde, ohne fie zu hemmen 
und zu geniren, ohne 7 in der Ziehung der Conſequenzen aus dieſer Action 
u beeinträchtigen. Das Verhältniß wäre ein umgekehrtes geweſen: Preußen 
lätte unter der Leitung der Bundes majorität und der Bundesbeſchluſſe ſich 
an dieſem ganzen Feldzug betheiligt. Ueber die Vergangengeit zu conjec⸗ 
turiren und zu kritiſiren, betrachte ich als unfruchtbar. Die Frage, Über die 
ich hier einen Ausſpruch des Hauſes noch mehr, als über die finanzielle 
erwartet hätte, iſt die politiſche, die Frage der Gegenwart und der Zukunft. 
Dieſe 9 — nun, die ſeit 20 Jahren im Vordergrunde des deutſchen politi« 
ſchen Intereſſes geſtanden, harkt jetzt ihrer Löſung. Sie, m. 5., find vurch 
die Vorlage der Regierung in die Lage geſetzt, ſich zu äußern. Sie haben 
die Gelegenheit zu ſprechen. Das Land hat ein Recht, zu erfahren, was die 


Meinung feiner Vertretung über die Sache ſei. Diplomatiſche Bedenken 
ſtehen fee nicht im Wege und Sie haben ſich auch ſonſt bei andern Ger 
legenheiten nicht viel daran gekehrt. 


Wenn Sie nun dennoch bei dieſer dringenden Aufforderung, zu reden, 
ſchweigen, fo ſteht es mir nicht zu, Ihre Motive dazu meiner Kritik zu uns 
terziehen. Sollte ich die Stimmung des ganzen Hauſes nach den Aeußerun⸗ 
. des Abg. Waldeck beurtbeilen, jo möchte ich annehmen, daß fie entweder 
fürchten, mit der öffentlichen Meinung in Widerſpruch zu kommen, wenn Sie 
ſich darüber äußern in dem Sinne, wie es Ihnen um's Herz iſt, oder daß, 
wenn Sie mit dieſer offentlichen Meinung nicht in Widerſpruch treten, Sie 
eine Regierung ſtärken, die Sie nicht mögen, die Ibrer Partei nicht ange⸗ 
bort. Ich kann mir nicht denken, daß das die Meinung der Mehrzahl unter 
Ibnen iſt. Denn Sie können fi darüber nicht täuſchen, daß Sie auf dem 
Gebiet der auswärtigen Politit am allerwenigſten, daß Sie die vom Könige 
eingeſetzte Regierung von der Polltik Preußens im Auslande nicht zu tren⸗ 
nen vermögen. Sie haben weder die Macht noch das Recht dazu. Es giebt 
keine andere preußiſche Politit thatſächlich, als diejenige, welche die vom Kö. 
nige eingeſetzte Regierung betreibt. Bekämpfen Sie dieſe Politik, jo betäm⸗ 
pfen Sie die Politik ibres eigenen Vaterlandes im Bunde mu dem dem Va 
terlande gegenüberſtebenden Auslande. (Widerſpruch und Unruhe.) Ich 
glaube, daß gegen die einfache, kühle Logik dieſes Satzes wirkliche Einwen⸗ 
dungen nicht zu begründen find. Ich wiederhole es, daß ich dieſe Meinung 
nicht als die bewußte Anfiht der Majorität dieſes Hauſes vorausſetze. Ich 
würde die Ae ßerung nicht gethan baden, wenn ich nicht zu derſelben durch 
die ausdrückliche Aeußerung des Herrn Vorredners nach dieſer Richtung hin 
veranlaßt wäre. Der Herr Vorredner ſagte ausdrücklich: Was gehen uns 
die Verlegenheiten der preußiſchen N an? Was follen wir fie ſtär⸗ 
ten, etwa durch irgend ein Votum. Was follen wir diplomatiſch ausgenutzt 


ch werden von dieſer Regierung, die unſer Budgetrecht v.ıtennt. Kurz und 
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gut, wenn Sie dieſem Ratbe des Herrn Vorredners folgend, ibre Berechti⸗ 
gung, Anleihen zu verweigern, dazu benutzen, um 155 anderem Gebiete Con⸗ 
ceſſionen von der Regierung zu verlangen, — ich glaube, es iſt kein Zwet⸗ 
fel, daß dies die Meinung des Vorredners war. a 

Das iſt ſeine Anſicht geweſen; daß dies nicht die Anſicht Aller unter 
Ihnen iſt, beweiſt der Antrag des Herrn Abg Michaelis und ſeiner Genoſſen. 
Ich habe gegen den Inhalt dieſes Antrages ſo viel nicht einzuwenden, obs 
gleich ich ihn präziſer gewünſcht hätte, ihn trifft der Vorwurf einer nicht aus⸗ 
reichenden Klarheit nich ganz mit Unrecht. Wir haben unſer Programm 
vollſtändig und klar in der Depeſche vom 22. Februar d. J. vorgelegt, und 
ich glaube, m. H., wenn Sie nicht wirklich in der Weiſe, wie es der Herr 
Vorredner angedeutet hat, auf dem Gebiete der auswärtigen Politik abdiciren 
wollen, fo hat die tönigl. Staatsregierung ein Recht, den Ausſpruch von 
Ihnen zu erwarten: wollen Sie für dieſes Programm einſtehen, wollen Sie 
die Regierung unterſtützen, wollen Sie, daß die Regierung auf dem durch 
dieſes Programm bezeichneten Wege vorgehen auf jede Gefahr hin, oder 
wünſchen Sie das Programm abgeändert, wünſchen Sie es abgemildert, 
wünſchen Sie es verſtärkt? Darüber iſt die Regierung, iſt das Land meines 
Erachtens nach im Rechte, einen Ausſpruch von Ihnen zu erwarten. — Ich 
bedenke noch mit einigen Worten des andern, von dem Herrn Abg. Wagener 
und ſeinen Genoſſen geſtellten Amendements. Wir haben in der Vorlage uns 
ſchon darüber ausgeſprochen, daß, wenn nur die Frage der Zweckmäßigkeit 
entſcheidend wäre, dieſes Programm ſehr viel für ſich hatte, namentlich aber 
im Intereſſe der Herzogthümer ſelbſt. Ich halte es für die Herzogtbümer 
allerdings außerordentlich viel vortheilhafter, Mitglied der großen preußiſchen 
Genoſſenſchaft zu werden, als einen neuen Kleinſtaat mit faſt unerſchwing⸗ 
lichen Laſten zu errichten. 

Aber, wenn dieſes Programm, wenn dieſer Antrag verwirklicht werden 
ſollte, ſo würden eben auch dieſelben Laſten auf den preußiſchen Staatsſchatz 
übernommen werden müſſen. Wir würden nicht die Herzogthümer in den 
Staat Preußen, in den preußiſchen Staatsverband, unter irgend einer Form 
aufnehmen können und ihnen dennoch die preußiſchen Kriegskoſten abverlan⸗ 
gen und fie die öſterreichiſchen Kriegskoſten bezahlen laſſen, fie auch nur in 
der Ungleichheit der Schulden beſtehen laſſen, welche doppelt ſo viel für einen 
Kopf in Schleswig⸗Holſtein austragen, wie in Preußen. Wir würden ſie mit 
allen preußiſchen Staatsbürgern gleichſtellen müſſen. Die Regierung kann 
ſich für die Uebernahme ſo bedeutender Laſten nicht ausſprechen, wenn ſie die 
Abneigung der Landesvertretung ſieht, dieſelben zu übernehmen. Eine Po⸗ 
litik in der Richtung könnte don der Regierung nur dann mit Ernſt erwogen 
werden, wenn ſie auch gewiß wäre, daß die Landesvertretung bereitwillig auch 
die Laſten übernehmen würde, mit denen ſie verbunden wäre. Wir können 
nicht eine ſolche Politik anfangen und nachher an der Klippe einer Geldver⸗ 
weigerung, wie ſie der Abg Dr. Waldeck mit vollſtändiger Sicherheit in 
Ausſicht geſtellt hat, ſcheitern. Jedenfalls aber hat der Gedanke der Annexion, 
wie man ſie landläufig nennt, auch wenn er nicht zur Ausführung kommt, 
ſein Gutes gehabt. 

Die Bereitwilligkeit des Erbprinzen von Auguſtenburg und der Bevölke⸗ 
rung der Herzogthümer, ſolche Bedingungen, wie Preußen ſie glaubt fordern 
zu müſſen, zu bewilligen, war, meiner Erfahrung nach, nicht und bisher nie⸗ 
mals in dem Maße vorhanden, wie der Herr Referent glaubt, Nie ſchildern 
zu können. Ich erinnere mich namentlich, daß ich im vorigen Sommer bie 
Ebre hatte, Se. Durchlaucht den Erbprinzen von Auguſtenburg perſönlich zu 
ſprechen, und er da von den mäßigſten und billigſten Bedingungen ſo weit 
entfernt war, daß er, wie ich ſie entwickelte, er mir antwortete: „Warum 
find Sie denn überhaupt nach den Herzogthümern gekommen? Wir haben 
Sie nicht gerufen, die Sache wäre ohne Preußen vielleicht beſſer für mich 
ausgefallen.“ Dieſe Abneigung gegen Bedingungen, die der Bevölkerung 
Laſten, namentlich in der Heeresfolge, auferlegen könnten, ſehe ich nicht an 
als das Product einer gewiſſen Gereiztheit über gewiſſe Zeitungsartikel und 
die Politik der Regierung im Allgemeinen, ſondern als den natürlichen Aus⸗ 
fluß jener bequemen und den Leiſtungen abgeneigten Trägheit, die auch der 
Herr Referent als das Erbtheil tleinſtaatlicher Verhältniſſe bezeichnete, und 
die ich mir neulich mit dem Epitheton auf der Baſis der Phäaken ſtehend zu 
bezeichnen erlaubte, die eben eſſen und trinken und durch Freunde geſchützt 
ſein wollen. Dieſe Abneigung hat ſich in demſelben Maße vermindert, in 
dem die Annexion auftauchte; lediglich unter ihrem Druck und der Furcht 
vor Gewaltthat iſt ſie geſchwunden. 

Man bat ih unſern Wünſchen genähert, man iſt aber noch nicht je weit 

ekommen, daß man darauf abſchließen könnte. Daß mit der Weigerung 
Preußen billige, im Intereſſe Deutſchlands notbwendige Zugeſtändniſſe zu 
machen, die Idee der Annexion immer wieder auftaucht und an Ausſicht ge⸗ 
winnt, liegt in der Natur der Dinge. Dann weigert man uns die billigen 
Bedingungen, die wir fordern, hindert man dadurch den Abſchluß, ſo iſt 
allerdings ſchwer abzuſehen, zu welchen Conflicten eine ſolche Weigerung bei 
den europäiſchen Verhältniſſen führen kann. Führt ſie aber dazu, dann 
ſchnellt natürlich auch das Maaß unſerer Begehrlichkeit 12 viel weiter 
— als in dieſem Augenblick unſere Beſcheidenheit beſtimmt. (Bravo 
rechts.) 

Abg. Michaelis: Das Weſentliche meines Antrages iſt, daß er ſich an 
den der Hudget⸗Commiſſion anſchließt. Das Volk hat ein Recht, von uns, 
ſeinen einzigen legitimen Vertretern, zu verlangen, daß wir uns über die 
politiſche Frage ausſprechen und eine nicht wiederkehrende Gelegenheit be⸗ 
nutzen, um auf die auswärtige Politik Einfluß zu erlangen. Der zu grüns 
dende neue Staat hängt mit den Bedingungen feiner Existenz von Preußen 
ab, wir ſollen die Laſt ſeines Schutzes übernehmen, da muß geſagt werden, 
daß er dem entſprechende Pflichten übernehme, woraus für Preußen eine 
Erleichterung der eigenen Laſten entſtehen muß. Die Erfüllung jener Pflich⸗ 
ten darf nicht von der Willkür abhängen. Beſchleunigung der Regelung der 
Sache iſt unmöglich, wenn wir nicht gegen den Mitbefiger einen Mitbeſitzer⸗ 
Bundesgenoſſen in der Bevd kerung der Herzogthümer finden. Nach dem 
geſchriebenen Recht ſind ſolche Fragen nicht zu löſen; nach dem geſchriebenen 
Recht beftänne noch das Reich der Aſſyrer. Wenn auch wir anfangen klein⸗ 
liche Politik zu machen, fo nehmen wir den Deuiſchen in den Kleinſtaaten 
jede ideale Auffaſſung und drängen ſie in Oeſterreichs Lager. 

Präsident Grabow vertagt nach dieſer Rede um 2% Uhr die Sitzung 
bis 6 Uhr Abends und bedausıt, daß die Regierung ihn ohne Information 
über den Schluß der Seſſion gelaſſen hat. Der Hr. Miniſterpräſident 
erwidert, daß die Staatsregierung darüber noch keinen Beſchluß gefaßt hat. 


69. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 13. Juni. 


Eröffnung Abends 6% Uhr. Die Tribünen find vollſtändig gefüllt. Am 
Miniſtertiſch vier Regierungs Commiſſare. 

Die Discuſſion über die Kriegskoſtenvorlage wird fortgeſetzt. 

Abg. Löwe (Bochum): Bei aller Anerkennung für diplomatiſches Geſchick 
und militäriſche Erfolge frage ich: Wo find denn die Erfolge? Wie ich von 
gutunterrichteter Seite weiß, war die Aufnahme des Treffens bei Helgoland 
im engliſchen Parlament die Veranlaſſung für Oeſterreich, definitiv die Tren⸗ 
nung der Herzogthümer von Dänemark zu betreiben und zu bewirken. Warum 
die Herzogthümer erwerben? Der Menſchen wegen? Die Bevölkerung Preu⸗ 
zens wächſt jährlich um 1 Million. Des Territoriums wegen? Es kommt 
nur auf die werthvollen Poſitionen an. Die Idee der Staatenbildung, die 
bier vorgetragen wird, iſt nicht mehr lebenskräftig. Es in unmoglich, ohne die 
freie Zuſtimmung der Herzogthümer vorzugehen; hier iſt der Hebel anzuſetzen. 
Ich ſage das in aller Undefangenheit, denn die Grundſätze meiner Partei werden 
noch lange nicht im Volke der Herzogthümer herrſchen. Auf Häfen und Fer 
Hungen kommt es an, nicht unmittelbar auf den Beſiz des Landes. Auf dem 
Wege ftiller Reformen ift die große deulſche Frage zu löſen, nicht durch Ger 
walt, durch Revolution, nicht mit Blut und Eiſen. Wir wollen nicht die Einbeit 
um jeden Preis. Wir hätten manchen Grund zur Intervention in Meck⸗ 
lenburg, aber die Bundes verfaſſung geſtattet das nicht. Was dem einen 
recht ik ift dem andern billig; was erlaubt uns, in den Herzogthümern 
anders vorzugehen? 

In Betreff des Erbprinzen muß ich ſagen: Audiatur et altera pars] Ich 
ſtebe und falle mit dem Prinzip des Bundesſtaates, wenn auch nur einer 
uten Bundeskriegsverfaſſung, nicht auf dem der Annexions⸗ Revolution. 
Soll ſchon einmal Gewa tt und Revolution gebraucht werden, fo will ich fie 
andern Händen anvertrauen. Das A nendement Michgelis kann zu Miß⸗ 
verſtändniſſen führen und als Vertrauensvotum ausgelegt werden. Dem 
Bonmot: „Kein Kiel kein Geld“ bat der Condominus das andere 
entgegengeſetzt: „Kein Oeſterreich, kein Kiel!“ Der Miniſterpräſident 
deckt mit der Perſon des Königs feine auswärtige Politit wie der Herr 
Kriegsminiſter v. Roon die Reorganiſation. Vielleicht wird der Hr. Finazminiſter 
nächſtens mit dem Könige als Finanz⸗Autorität kommen. (In dieſem 
Augenblick treten die Miniſter v. Bismarck und d. Roon ein. Der Red⸗ 
ner wiederholt ſeine Aeußerung). Noch nie hat ein König ſo viel für ein 
Miniſterium gethan, wie unſer König, ſo viel für ein vorübergehendes Ca⸗ 
binet eingefegt: was hat das Minifterium geleiſtet? Es hat keine Reſultate, 
fondern nur „Ziele“ aufzuweiſen (Murren rechts. Hätte es Neiultate, fo 
würde es andere Lieder mit uns anſtimmen. Wenn man uns jagt: es ſei 
nicht patriotiſch, was wir thun, ſo antworte ich: wir ſind Abgeordnete und 
baben die Pflicht, die Verfaſſung bewahren. Appelliren wir vielmehr an den 
— 4 der Herren Miniſter, er wird ihnen die Mittel weiſen, die 

rage zu löſen. f 


| 
| 


ausführlich die innere und äußere Politik, demnächſt die Amendements. Im 
Funde 1815 ſei zu Wien wohl zum letzten Male mit Land und Leuten ge⸗ 
andelt worden. Lehnt das Haus nicht ab, fo fühlt Deutſchland fi jeder 
Gewalt preisgegeben, gegen welche die preußiſche Vertretung auch in den Her⸗ 
zogthümern der einzige Schutz iſt. Die dortige Bevölkerung baut auf uns, 
nicht auf unſere Regierung. Das Vertrauen iſt nicht theilbar, nicht in der 
auswärtigen Politik gewährbar und in der inneren zu verſagen. (Beifall.) 
— Um 8% Ubr ſchließt der Redner, während feines Vortrages iſt der Saal 


erleuchtet worden. a 
Auf Antrag des Abg. Meibauer wird die Discuffion geſchloſſen, Es 


folgen einige perſbnliche Bemerkungen Waldecks, Löwe's und v. Gablenz. 
Der letztere will motiviren, warum er den Antrag Wagner's unterzeichnet hat, 
wird aber durch den Präſidenten daran verhindert. 

Abg. Tweſten (als Berichterſtatter) reſumirt die Debatte. Ein beſonde⸗ 
rer Verehrer des Herrn Miniſterpräſidenten äußerte: Das könne man doch 
von ihm erwarten, daß er wenigſtens Oeſterreich betrügen werde (Heiterkeit) 
In der kieler Frage bat Oeſterreich bereits einmal ſehr nachdrücklich Ein⸗ 
pruch gethan. Der Widerſtand des Aunuftenburgers dezog ſich dem Ver⸗ 
nehmen nach nicht auf die preußiſchen Bedingungen. Der Herr Miniſter⸗ 
präſident verſteht ſich auf Diplomatie ſehr gut, auf die öffentliche Meinung 
und die Stimmung verſteht ſich die Reaction nicht ſo gut, das berftehen die 
Liberalen beſſer. Die Berufung auf die Krone kann br nur zum Schaden 
75 Der König kann ſich nicht zurückziehen, wie ſeine verantwortlichen 
Räibe. 

(Um 9% Uhr bei Schluß dieſes Berichtes ſpricht noch der Referent). 

Berlin, 13. Juni. [ Amtliches.] Se. Majeſtät der König baben 

allergnädiaſt gerubt: Den Mi des Kreiſes Leobſchütz. Geheimen Re⸗ 
gierungs⸗Rath Waagen, den rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichen. 
laub, und dem Kammer⸗Präſidenten Heinrich Joſeph Kiefer beim Land⸗ 
gericht 5 Saarbrücken den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife 
u verleihen. 
* [Blokadez uſtand.] Laut amtlicher Anzeige des hieſigen kalſer⸗ 
lich braſilianiſchen Geſandten vom I. M find die Häfen und 
Ströme von Paraguay braſilianiſcherſeits in Blokadezuſtand erklärt, 
jedoch iſt den in den gedachten Häfen lagernden fremden Fahrzeugen 
eine zwanzigtägige Friſt zum Auslaufen bewilligt worden. Desgleichen 
find. die dem Handel geöffneten, vom Feinde beſetzten Häfen der Pro: 
vinz Matto⸗Groſſo bis auf Weiteres für die Schifffahrt geſperrt. 
Dem Maſchinen⸗Fabrikanten H. F. Eckert zu Berlin iſt unter dem 
8. Juni 1865 ein Patent auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 
gewieſene Maſchine zum Scheeren der Schafe auf fünf Jahre ertheilt worden. 
em reg Erdt in Cöslin ift unter dem 8. Juni 1865 
ein Patent auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung erläuterten und für 
neu und eigenthümlich erkannten Hufbobel auf fünf Jahre ertheilt worden. 
| Der bisherige Hilfsarbeiter Gellenthin ift zum Geheimen Secretär bei 
der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden ernannt worden. (St. Anz.) 

[Die Abreiſe Sr. Mafeſtät des Königs! nach Karlsbad, ist 
auf Dinstag, den 20. d. M., angeordnet. Außer dem Miniſterpräſi⸗ 
denten v. Bismarck werden ſich in der Begleitung befinden die General⸗ 
Adjutanten v. Manteuffel und v. Alvensleben, der Oberſt o. Treskow, 
der Hofmarſchall Graf v. Perponcher, die Flügel⸗Adſutanten v. Stein: 
äder und v. Stieble, der Geh. Ober-Poftratb v. Mühler, der Leib» 
und General⸗Arzt Dr. Lauer, der Geh. Hofrath Borck. Dem Ver⸗ 
nehmen nach wird ſich auch der Kriegsminiſter v. Roon nach Karlö- 
bad begeben. — = 
[Die Sitzungen des Kron⸗Syndikats! folgen ſich von Tag 
zu Tag, und dürften am Schluſſe dieſer Woche beendet ſein. 
| 0. ©, [Die Geſchaftsordnungs⸗Commiſſion] bat geftern Abend 
ceinſtimmig die Ablehnung des v. d. Heydt'ſchen Untraged beſchloſſen. Die 
"Regierung war in der Sitzung nicht vertreten. Der Antragfteller uschi 
ziemlich I r iu = Heuberung, daß die Motive zu feinem Ans 
trage wohl nicht von ihm herrühren mögen. 

* [Beſchlagnahme.] Die „Berl. B83.“ iſt heute wieder con: 


fiseirt worden. 
Deutſechland. 


AY Hamburg, 12. Juni. [Die Strikes. — Auch eine 
5 0 der bürgerſchaftlichen Ju— 
ſtizcommiſſton.] Die Arbeiter-Strifes werden hier ununterbrochen 
fortgeſetzt. Es ſind die drei zablreichſten Acbeitergenoſſenſchaften, welche 
augenblicklich eine Lohnerhöhung im Betrage von 25 pt. zu erzielen 
ſuchen, nämlich die Schuhmacher⸗, die Schneider und die Tiſchler⸗ und 
Inſtrumentenmacher⸗Gebilfen. Die Erſteren haben der größeren Anzahl 
nach bereits eine Gehaltserhöhung von 12 bis 25 pt. erzielt und 
ebenſo haben ſich die meiſten Schneidergehilfen auf gütlichem Wege mit 
ihren Prinzipalen ausgeglichen. Den Letzleren wurde faſt ohne Aus⸗ 
nahme eine Gehaltserhöhung von 25 pCt. bewilligt und die definitive 
Vereinbarung beute auf dem Schneideramtbauſe zwichen Meiſtern und 
Gebilfen getroffen. Die Tiſrler⸗ und Inſtrumentenmacher⸗Gehilſen 
baben dagegen bis jetzt nichts durchgeſetzt, wobei indeß nicht außer Acht 
zu laſſen iſt, daß ein bindendes Einvernehmen unter den Gehilfen erſt 
auf einer vorgeſtrigen zahlreich beſuchten Verſammlung zu Stande kam. 
Das Auftreten der Gehilfen iſt erfreulicher Weiſe fortgeſetzt ein fo ber 
ſonnenes und anerkennenswerthes, daß der Polizeidirektor, Senator Pe⸗ 
terſen, einer von den Schneidergehilfen entſandten Deputation erklärte, 
er habe gegen eine eventuelle Arbeitsniederlegung nichts zu erinnern. 
— In vorletzter Sitzung wurde bekanntlich von der Bürgerſchaft der 
Senatsantrag auf die Einreihung der hamburgiſchen Cavallerie-Abthei⸗ 
lung in die großberzogl. oldenburgiſche Armee abgelehnt. Es fielen in 
der desfallſigen Discuſſion manche harte Worte über das bamburgiſche 
Militär Commando, und darauf hin ſoll nun der Oberſt Peß einen 
bekannten demokratiſchen Abgeordneten, den Tiſchlermeiſter J. F. Mar⸗ 
tens, gefordert haben, was hier in Anbetracht der verwandten berliner 
Vorgänge zu manchen, anderzwo kaum räthlichen Vergleichungsſcherzen 
Anlaß giebt. — Der zu Beginn des vorigen Jahres von der hambur⸗ 
giſchen Bürgerſchaft zur Prüfung verſchiedener Juſtizoorlagen aus fünf 
juriſtiſchen Mitgliedern gebildete Ausſchuß hat vorgeſtern ein bemerkens⸗ 
werihes Gutachten erſtattet. In demſelben wird nämlich nicht allein 
die Abschaffung der Todesſtrafe mit Ausnahme derjenigen Fälle, in de: 
nen der Urtheilsſpruch dem Kriegsgerichte unterliegt, proponirt, ſondern 


— 


——— 


fogen. politiſche Vergehen aufgeſtellten Strafbeſtimmungen in Vorſchlag 
gebracht, ſo wie die Nothwendigkeit der Emanirung eines neuen Cri⸗ 
minalgeſetzes betont, und zwar das Letztere aus dem Grunde, 
weil der Ausſchuß ſich im entgegengeſetzten Falle von der Einführung 
eines neuen Strafprozeſſes mit Anklageverfahren, Oeffentlichkeit und 
es und mit Geſchworenengerichten keine günſtige Wirkſamkeit 
verſpricht. 


— —— — . — EEE Eee 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 14. Juni. (Schluß der geſtrigen A endſitzung. Der 
Inhalt der Depeſche lehnt ſich an den obigen Kammerbericht an.) Mi⸗ 
niſterpräſident: Der Auguſtenburger hat, das kann ich ver⸗ 
ſichern, uns ſo wenig zugeſtanden, daß wir von Oeſterreich 
täglich mehr erhalten können. Wir ſtecken uns nicht hinter 
den König; wir halten dem König Vortrag, und Er beſiehlt, 
was geſchehen ſoll. Würde mir ſeine Politik nicht zuſagen, 
fo könnte ich den Abſchied nehmen. In der Abſtimmung wer- 
den das Amendement Wagener und die Nefolution Michaelis 
verworfen; nachdem die Regierungsvorlage mit großer Majo⸗ 
rität abgelehnt worden, wird der Commiſſtonsantrag angenom- 
men. Morgen iſt Sitzung: das Invalidengeſetz. (Wolff's T. B.) 

Hamburg, 13. Juni. Laut Bekanntmachung der Direction hat 
die Mecklenburger Eiſenbahn im Monat Mai 13,134 Thlr. weniger 
eingenommen als im Mai vorigen Jahres. Die Mindereinnahme bis 
zum 1. Juni d. J. gegen die Einnahme bis dahin des vorigen Jahres 
beträgt demnach 22,700 Thlr. 


Literariſches. 

[Statiſtiſche Literatur.] In der neueſten (Mair) Nummer der 
„Zeitſchrift des k. pr. ſtatiſtiſcen Bureaus“ publizirt der Director deſſelben, 
Herr Dr. Engel, Präſident des letzten internationalen ſtaliſtiſchen Congreſſes, 
ein Schreiben, in welchem ein Uebelnand zur Sprache gebracht wird, deſſen 
Beſeitigung durchaus gemeinnütziges Intereſſe beanſpruchen darf. Es han⸗ 
delt ſich dabei um vollständige Gewährung der Portofreiheit für die offiziellen 
e des ſtatiſtiſchen Congreſſes und ſeines permanenten Ausſchuſſes. 
Mag die Statiſtik, namentlich die offizielle, noch immer ihre großen Mängel 
haben, und deshalb hinter der Erſüllung ihrer Aufgaben zurückbleiben, fo 
muß doch dabei immer anerkannt werden, daß daran nicht ihre Vertreter 
und Bearbeiter, ſondern die ihnen gewährten viel zu geringen Mittel die 
Schuld tragen. Ohne eine Bat Statiſtit ift alle Kenntniß und alles Stre⸗ 
ben auf dem Gebiete aller Lebens⸗Exiſtenz und Aeußerung des Menſchen 
und Bürgers ewig Stück und Flickwerk, und vorzugsweiſe im Intereſſe des 
Volkes liegt es, daß die Statiſtit ein Herold aller Wahrheit werde, die dem 
Staats⸗ und Volksleben direct und indirect gt, und Beſſerung ſchaffen 
kann. Deshalb glauben wir, daß das Volk und ſeine Vertreter die Statiſtik 
überall in ibren Schutz nehmen ſollten; dieſe Protection wird, trotz alles 
Mißbrauchs, der mit der offiziellen Statiſtik getrieben werden kann, ſicherlich 
aute Früchte tragen, namentlich alle ehrenhaſten Vertreter der offiziellen 
Statiftit in ibrem gemeinnützigen Streben und Wirken, — trotz aller An⸗ 
fechtung, — ſtützen und ſegensreich wirken laſſen. Vorurtheile gegen die 
offizielle Statiftil, — wir jagen dies aus langjähriger Erfahrung, — können 
nur ſchaden und dieſelbe zurücktreiben in den excluſiven Dienſt der Regie⸗ 
rungen, wo dann das Volk ein Inſtitut zu bezahlen hat, das ihm nichts 
nützt, eber ſchadet. In Preußen hat das Volk vorzugsweiſe Grund, ſich 
Glück zu wünſchen zu den Leiſtungen ſeiner offiziellen Statiſtik, ſelbſt wo 
feine oder ſeiner Vertreter Mehrheit nicht bereinſtimmt mit den in Organen 
derſelben geäußerten Anſichten. Der beſte Wille, die reinſten Ahſichten, die dan⸗ 
kens⸗ und rühmenswertheſten Leiſtungen der offiziellen Statiſtik Preußens bethä⸗ 
tigt ſich in allen Publicationen, ſeitdem Hr. Dr. Engel die Leitung des „ſtatiſti⸗ 
ſchen Bureau's“ übernommen. Man mag gegen manche politiſchen und focialen 
Anſichten, welche gelegentlich der offiziellen Statiſtik unter ihrer jetzigen Lei⸗ 
tung ausgeſprochen worden, ſeitens der ortgeſchritteneren politiſchen Partei 
unſeres Vaterlandes Proteſt erheben können: damit iſt aber kein Urtheil ge» 
ſprochen über die techniſche, über die der Gemeinnützigkeit immer mehr 
8 Leitung der offiziellen Statiſtik. Man beachte ja, daß alle dem 

olke mehr als der Regierung nützenden Inſtitute auf dem Wege ihrer 
Wirkſamkeit und ihrer Beſtrebungen ſtets und überall ibre Difteln und 
Dornen finden. In Betreff der Statiſtik müſſen wir übrigens in dieſer 
Beziehung dem jetzigen Miniſterium des Innern volle Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren laſſen; die Bedeutung, den Werth der Statiſtik in volksthümlichem 
Bm bat fein Vertreter öffentlich anerkannt, und wir haben keinen 
rund, an ſeinem Worte und deſſen Bedeutung zu zweifeln. 

Mit dieſem Prologe mag es uns geſtattet ſein, das größte Werk der 
neueſten Leiſtung unſeres „Statiſtiſchen Bureaus“ der allgemeinſten Beach⸗ 
tung zu empfehlen, nämlich den jüngſt publizirten „Rechenſchafts⸗Be⸗ 
richt über die 5. Sitzungsperiode des internationalen ſtatiſti⸗ 
ſchen Congreſſes in Berlin. (Berlin 1865. — 2 Bände). Dies be⸗ 
deutendſte Werk der offiziellen Statiſtik, unter Mitwirkung der (bei dem Con⸗ 
greſſe anweſend geweſenen) Vertreter der Privat⸗Statiſtik, d. i. des Volkes 
entſtanden, verdient das gründlichſte Studium jedes Menſchen⸗ und Volks⸗ 
ſreundes; denn in ihm kommen ja die wichtigſten und hochſten Leibes und 
Geiſtes⸗Intereſſen des Menſchen, die wichtigſten Rechte und Pflichten des 
Staats- und Gemeindebürgers direct oder indirect zur Sprache. 

A 


[Ueber die Flugſchriften Friedrich's des Großen! aus der Zeit 
des 7jährigen Krieges von Ir. Eduard Cauer, Potsdam 1865. Das iſt eine 
von den kleinen fleißigen Arbeiten, deren wir auf dem Gebiet der preußiſchen 
Geſchichte leider viel zu wenige haben und deren Erſcheinen wir deshalb mit 
auftichtigem Danke begrüßen. Wie auf dem Gebiet der Naturwiſſenſchaften 
durch mikroskopiſche Forſchungen fo erhebliche unn große Erfolge gewonnen 
worden, ebenſo zieht die Geſchichtsforſchung reichen Gewinn durch gewiſſen⸗ 
hafte und treue Erörterung ver kleinſten Gegenſtände, und wir würden den 
den großen Männern, welche den Stolz und die Ehre der Nation ausmachen, 
viel deutlichere und lebensvollere Bilder erhalten, wenn die Hiſtoriter nicht 
leider ſeit Jahrhunderten ſich mehr mit den Haupt» und Staatsactionen, als 
mit dem rein Menſchlichen und Perſönlichen in der Geſchichte befaßt hätten. 
Leider nimmt auch die, ſonſt fo ſehr belehrende und aufklärende Beſchäftigung 
mit den Geſandtſchaftsberichten noch viel zu wenig Rückſicht auf dieſe rein 
menſchliche Seite! — Was den Gegenſtand der kleinen uns dorliegenden 
Schrift ſelbſt betrifft (fie iſt ein Separatabdruck des Oſterprogramms für 
das potsdamſche Gymnaſium) jo dient ſie dazu, die Art und Weiſe zu er- 
örtern, wie Preußens größter König mitten unter den ſchwerſten kriegeriſchen 
und politiſchen Verwicklungen, ſeinen Geiſt durch fortgeſetzten Verkehr mit 
Kunft und Wiſſenſchaft zu erheitern und frei zu erhalten weiß. Am Abend 
eines Tages voll ſchwerer Arbeit greift er zut Flöte, und giebt den Gefühlen 
Ausdruck, die ein König in feiner Bruſt verschließen muß, oder er entwirft 
in übermüthiger oder ergrimmter Laune ſatiriſche Darſtellungen feiner Geg⸗ 
ner, und berftedte Rechteertigungen ſeiner eignen Handlungsweiſe. — Die 
meiſten dieſer ſchnell entſtandenen Schriften wurden anonym gedruckt, und 
fanden weite Verbreitung, aber gerade das abſichtliche Geheimniß, in welches 
der königliche Verfaſſer ſich hüllte, die Angabe fingirter oder falſcher Druck⸗ 
orte und Verleger, macht es ſchwer, die echten von den unechten zu ſondern, 
und die Zeitfolge genau feſtzuſtellen. Cauer unternimmt dies in Bezug auf 
die im erſten Jahre des ſiebenjährigen Krieges (denn von 1760 an waren 
die Sorgen und Gefahren zu überwältigend, um ſolche Schöpfungen über⸗ 
ſprudelnder Laune zu geftatten), und auf den erſten 50 Seiten der kleinen 
Schrift erhalten wir viele Belehrungen und Berichtigungen bisheriger An⸗ 
gaben über dieſe kleinen geiſtreichen und witzigen Flugſchriften, deren Zeit⸗ 
folge genauer feſtgeſtellt wird, als dies durch Preuß bisher geſchehen war. 
Der Verfaſſer beabsichtigt eine Flugſchriftenliteratur des ganzen 7jährigen 
Krieges zu bearbeiten, und will durch die hier gegebenen Proben zu Beiträs 
gen ermuntern. Sicherlich kann ein ſolches Unternehmen, deſſen großes In 
tereſſe unverkennbar ift, in keinen befieren Händen fein, als in denen des 
Verſaſſers. Seite 51 —64 enthält anhangsweiſe einen hauptſächlich gegen 
. Verkleinerer gerichteten Aufſatz aber das Verhältniß des 7jährigen 
Krieges zur Religion, urd es wird ſebr richtig hervorgehoben, wie Friedrich 
als Feind alles Fanatismus, ſehr bewußterweiſe überall darauf ausging, die 
Proteſtanten von dem in Deutſchland auf ihnen laſtenden Drucke zu befreien, 
und ſich ſo ſehr als ihren Beſchützer fühlte, daß er die Befürchtung ausſprach, 
der Proteſtantismus könnte untergehen, wenn es den Feinden Preußen ge⸗ 
länge, den König zu vernichten, wie es in der Abſicht der gegen ihn ver⸗ 
bündeten Mächte lag 

Wer ſich für die 
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es wird außerdem eine weſentliche Milderung der von dem Senat für EM bon Hilfsmitteln unt 


Geſchichte Friedrich des Großen intereffirt, und welcher] K 


chleſien noch vielfach in Privatbib 
efinden. 


C. Doge und Papſt. Hiſtoriſcher Roman aus dem ſiebzehnte n 
Jahr hundert in vier Büchern. Von Franz von Nemmersdort, Zwei 
Bände. Breslau. Verlag von Eduard Trewendt. 1865. x 

Ueber die Geſchichte der Staatseinrichtungen zu Venedig find erft im 
neuerer Zeit derartige Aufſchlüſſe gegeben worden, daß nunmehr die durch 
Reiſebandbücher und Reiſebeſchreibungen verbreiteten Irrthümer nach und 
nach wohl verschwinden werden. Auch ohne dieſelben, auch ohne den blinden 
Glauben an die Greuel der venetianiſchen Staatsinquiſition wird Venedig 
jederzeit das regſte Intereſſe gewähren. In dem vorliegenden Roman bildet 
eine der wichtigſten, noch für die Gegenwart bedeutendſten Epiſoden aus der 
Geſchichte Venedig's, der Kampf des Staates mit dem Papſt Paul V., ber 
vor einigen Jahren von Bianchi Giovini in dem Leben des Paolo (Pietro) 
Sarpi ſo eingebend gang: worden ijt, den Mittelpunkt. Nicht mehr ver⸗ 
mochte der Bannſtrahl, aus dem Vatican geſchleudert, ſelbſt eine bereits im 
Verfall begriffene Republik zu gefährden, denn ihr ftand ein geiftiger Heros, 
Paul Sarpi, berathend zur Seite, ein Heros, der, lebte er heute, die jetzigen 
italieniſchen Wirren ſicher längſt zu einem guten Ende geführt haben würde. 
Die damalige Zeit mit den ihr eigenthümlichen Charakteren tritt dem Leſer 
in dem Romane lebhaft tor Augen; man begegnet in ihm Menſchen von 
Fleiſch und Blut, was nur wenigen unſerer neueſten, hiſtoriſchen Romane 
ee werden kann, da dieſe zumeiſt nach der Elle zuſammengeſchnei⸗ 
ert werden. 


[Feſtnummer des Hausfreundes.] Die Verlagsbandlung (Otto 
ante) des beliebten, ſeit 8 Jahren im beſten Renomms ſtehenden illuſtrirten 
Volls⸗ und Familien⸗Blattes „Hausfreund“, herausgegeben von Hans 
Wachenhuſen, hat zur funfzigiabrigen Jubelfeier der denkwürdigen 
Schlacht nei Belle- Alliance eine Feſtnummer erſcheinen laſſen, welche 
wir wegen ihres gediegenen Textes von George Heſekiel: „Zwei rotbe 
Junitage“, fo wie der prachtvollen und zahlreichen Illuſtrationen wegen 
von dem renommirten Schlachtenmaler Fritz Schulz allen Vatexlands⸗ 
Freunden auf das Angelegentlichſte empfehlen. Der billige Preis von 
2% Silbergr. für zwei große 3 mit zahlreichen Illuſtrationen 
von bleibendem Werth (für Behörden, Regimenter, Schulen und Vereine, 
wie uns mitgetheilt wird, in Partien bezogen, noch bedeutend billiger), muß 
dieſem volkstbümlichen Unternehmen diejenige ausgedehnteſte Verbreitung 
verſchaffen, welche es nach unſerer innerſten Ueberzeugung verdient. 


* [Literariſches] Soeben iſt dem Verlage von W. Clar in Breslau 
die zweite Auflage „der jetzt geltenden polizeilichen Strafverordnungen im 
Bezirke der königlichen Regierung zu Oppeln“, welche von dem königlichen 
Regierungs⸗Aſſeſſor H. Giehne, im amtlichen Auftrage herausgegeben wor⸗ 
den iſt, erſchienen. Die erſte Auflage, welche der jetzige Ober⸗Regierungs⸗ 
Rath Sack zu Breslau verfaßt hatte, war bereits im Jahre 1850 erſchienen, 
und hat ſich für den practiſchen Gebrauch in einer ſo außerordentlichen Weiſe 
bewährt, daß das Bedürfniß einer zweiten Auflage ſchon längſt ſehr füblbar 
geworden iſt. Dieſe liegt uns nun gegenwärtig vor, und iſt in der Art ver⸗ 
vollſtändigt, daß nicht nur die ſeit dem Jahre 1850 neu erlaſſenen und in 
Kraft getretenen Strafverordnungen Aufnahme gefunden haben, ſondern daß 
auch die inzwiſchen obſolet gewordenen und aufgehobenen Beſtimmungen 
weggelaſſen worden find. Der Verfaſſer hat ſich der unzweifelhaft ſchwiexi⸗ 
gen Aufgabe mit großer Sorgfalt und mit Geſchick unterzogen, und es wird 
dieſes neue Werk, welches trotz ſeiner nicht unbedeutenden Erweiterung an 
Ueberſichtlichkeit nichts verloren hat, nicht nur allen Polizei⸗Anwalten, ſon⸗ 
dern auch allen Polizei⸗Verwaltern ein ſehr willkommener und unentbehr⸗ 
licher Rathgeber für den practiſchen Gebrauch ſein. Zur größeren Bequem⸗ 
lichkeit bei der Benutzung des Werkes enthält daſſelbe außer dem alphabeti⸗ 
ſchen Sachregiſter noch ein chronologiſches 2 2 ein Anhang, der jeden⸗ 
falls in hohem Grade erwünſcht iſt und für deſſen Beifügung dem Verfaſſer 
noch ganz beſonderer Dank gebührt. 


theken und 


Norträge und Kereine. 


„ Woblan, 12. Juni, [Borfhußr, GemwerbesBerein.] Geſtern 
wurde der Geſchäftsbericht des biefigen Vorſchuß⸗Vereins pro 1. Quartal des 
4. Geſchäftsjahres (die Monate März, April und Mai) der 13. Generals 
Verſammlung vorgelegt. 84 neue Mitglieder waren in gedachten Monaten 
dem Vereine zugetreten; 16 Mitglieder wurden dagegen wegen Nichterfüllung 
der Statuten ausgeſchloſſen, ſo daß gegenwärtig 628 Mitglieder verbleiben. 
An Vorſchüſſen wurden von der Vereinskaſſe gezablt reſp. prolongirt vom 
1. März bis 31. Mai, in Beträgen zwiſchen 3— 1500 Thlr., 8 zum 
Geſammtbetrage von 66,060 Thlr. Der Reſervefonds iſt auf 1230 Thlr. 
12 Sgr. und das Guthaben der Mitglieder auf 27,057 Thlr. 18 Sgr. 3 Pf. 
geſtiegen. Die Vereinsſchulden betragen 34,108 Tklr. und an Zinſen waren 
eingegangen 1399 Thlr. 1 Sgr. Zum Beſchluß wurde erhoben der ſchon 
früher geſtellte Antrag: „daß vom 1. Sept. d. J. ab der Zinsfuß auf 8% % 
berabgeſetzt wird — und daß alle in einem Vierteljabre gemachten Einlagen 
als Guthaben der Mitglieder erſt im darauf folgenden Quartale dividenden⸗ 
berechtigt werden. — Unſer Gewerbe⸗Verein hat zur 3. IJ hresfeier feines 
Beſtehens für den 5. Juli einen Ausflug nach Reichwald und Dybernfurth 
beſchloſſen, und wäre es recht erfreulich, wenn benachbarte gleiche Geſinnungs⸗ 
genoſſen dort ebenfalls eintreffen würden, um durch gegenſeitigen Austa ſch 

Gewerbeverein] machte 


die Zwecke dieſer Vereine zu fördern. 
die 
der Colonie Thiergarten. Die 


& Ohlau, 12. Juni. [Der hieſige 

ſtern Nachmittag einen Spaziergang ie 

Mitglieder verſammelten ſich zu einem gemeinſchaftlichen Auszuge auf dem 
Piaſtenplatze, welcher um 3 Uhr unter den Klängen der hieſigen Stadtkapelle 
erfolgte, und dem ſich außerhalb des Weich bildes der Stadt ein großer Theil 
des ſchönen Geſchlechts anſchloß. Der Reſtaurateur Miſcheck zu „Schles⸗ 
wig⸗Holſtein“ in Thierdarten atte zum Empfange den Eingang jo wie das 
Haus bekränzt und mit Fahnen geſchmückt. Die Theilnahme bon Seiten der 
Mitglieder und Freunde des Vereins war fo zahlreich, daß die Räumlichkei⸗ 
ten daſelbſt dicht beſetzt waren. Die Geſangsklaſſe des Vereins, unter ihrem 
tüchtigen Lehrer Ibfe, trug einige Lieber in den Zwiſchenpauſen ver Con⸗ 
certmuſik unter vielem Beifall vor. Nach einer einſtündigen Raſt wurde die 
reizende Partie nach dem angrenzenden Oder⸗ ober Fürſtenwalde unternom⸗ 
men, wo unter dem Schatten der alten Eichen gelagert wurde. Die Muſik⸗ 
und Geſangs⸗Piecen, ſowie die humoriſtiſchen Vorträge machten den Aufent⸗ 
halt hier doppelt angenehm. In den Garten des M. zurückgekehrt, wurde 
bei eingetretener Dunkelheit aufgebrochen und mit bunten Ballons und Fahnen 
nach und durch die Stadt in den Saal „zur goldnen Krone“ einmarſchirt, 
wo noch einige Stunden vergnügt berlebt wurden. Schließlich müſſen wit 
dem Vorſtande für das geſtrige Vergnügen, welches ſich zu einem kleinen 
Volksfeſte geſtaltete, unſere Anerkennung ausſprechen. N 


Schützen⸗ und Turn⸗Ztitung. 
. i. Am letzt ſchießen b d 
deadſaub die Rönigämärne Santner Anape —— 


M. Lublinitz, 12. Juni. Geſtern wurde das Königsſchießen der 
Schützengilde hiesiger Stadt beendet. Schützenkönig wurde der Tiſchlermeiſter 
und Staffirer Klimſa; Marſchälle der Bürgermeiſter Berliner und Zim 
mermeiſter Poppe. Der Einzug der Schützen aus dem Schießhauſe in die 
Stadt erfolgte um 7 Uhr Abends und bereinigte demnächſt ein gemütbliches 
Abendbrot, welchem auch der Herr Landrath⸗Amte⸗Verweſer Graf Clairon 
d'Hauſſonville beiwohnte, die Schützenbrüder. Nach dem Feſteſſen fand Ball 
ſtatt. Erwahnenswerth dürfte es ſein, daß bei dem diesjährigen Schützen⸗ 
feſte drei hohere königliche Beamte, darunter ein Richter, in die Gilde als 
Mitglieder eingetreten ſind. 


2 Leobſchütz, 12. 


WETTE - 
uni. [Pfingſtſchießen. ] Gleich bei Erdffnun 
des diesmaligen Pfingſtſchießens war ih = L oasentöni f Tae 1 
und Schieferdedermeiſter Hr. Braunert, fo glüdlie, in der erſten ſog Kb» 
nigslage den beiten Schuß und zwar einen Sechſerſchuß für Se. Majeftät 
den König zu thun, in Folge deſſen Se. Majeftät Wilhelm zum Schtzen⸗ 
könig der hieſigen Schützengilde proklamirt wurde. Da auf die an Se. Mar 
jeſtät abgeſandte Depeſche zur Zeit des feierlichen Einzuges des neuen Schützen⸗ 
koͤnigs, wegen Abweſenheit des Königs von Berlin, der allerhoͤchſte Beſcheid 
nicht eintreffen konnte, fo übernahm es Hr. Major Ziemer, Commandeur 
der hieſigen Ulanen⸗Schwadron, ſich stellvertretend als Schützenkönig einfüh⸗ 
ren zu laſſen, und ſowohl an dem feierlichen Einzuge wie auch an dem bier« 
auf folgenden Feſtballe mit dem ganzen Offiziercorps ſich zu betheiligen. 
Der Einzug des von beiden neucreirten Marſchällen, Maurermeiſter Schnur⸗ 
pfeil und Brauermeiſter Dien ſt eleiteten und mit der Medaille decorirten 
ſtellvertretenden Schützenkönigs erfolgte vom Schießhauſe aus unter den 
längen der Mufit und unter Begleitung der ſtädtiſchen Behörden und einer 


reuße intereſſirte ſich nicht für diefelbe? der wird mit Vergnügen die kleine] ſehr zahlreichen Volksmenge bis auf den Ring, wo bor dem Rathhauſe ein 


auer’she Schrift zur Hand nehmen, und den Verfaſſer nach Kräften durch 


Kreis gebildet und von Herrn Major Ziemer ein Hoch auf Se. Maj. den 
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Nachmittags nur 5 Gr. R. Wärme. 


König ausgebracht wurde. Die kleidſam uniformirten Schützen führten hierauf 
einen Parademarſch aus, und der Zug ging alsdann in die neue Dienſt'ſche 
Brauerei, ab ein Souper das Felt in höchſt würdiger Weiſe beſchloß. 
Von den früheren Schützen, welche vor einigen Decennien das Glück hatten, 
den beſten Schuß für den König zu thun, ſind zwei noch am Leben; es ſind 


dies der penſionirte Kämmerer Kloſe und Drechslermeiſter Rother, welche 


bei dem geſtrigen Einzuge nicht fehlten. 


Provinzial - Zeitung. 


Breslau, 144%uni, [Feuer.] Von der Hauptfeuerwache rückte ge: 
ſtern Nachmittag die Landſpritze nach Lehmgruben, wo die hinter dem 
Dorfe belegene Dachpappen⸗Fabrik in Brand gerathen und beim Eintreffen 
der genannten Spritze größtentheils ſchon niedergebrannt war. 


Breslau, 14. Juni. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Einem Schiffs⸗ 
Eigenthümer von ſeinem zur Zeit am neuen ſtädtiſchen Packhofe liegenden 
Oderkahne ein ſogen. Scheerkloben mit Metallrade und beweglichem eiſernen 
Haken; Fiſchergaſſe 18 ein Portemonnaie mit 4 Thlr. Inhalt; Berlinerſtr. 49 
ein grünſeidener Regenſchirm, noch faſt neu, mit Holzſtock und dgl. Krücke; 
Ring 29 zwei Kopfkiſſen mit blau und weiß geſtreiften Inletten und roth 
und weiß karrirten Ueberzügen. . 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: Ein Heiner filberner Theelöffel, 2 neu⸗ 
ſilberne Eßlöffel und 2 neuſilberne Theelöffel, letztere E. F. gez.; ein feines 
leinenes Herren⸗Oberhemde, roth gez. O. v. C. 12, ein broncirter großer 
Siegelring von Meſſing mit einem weiß geſtreiften dunklen Stein, ein kleiner 
broncirter Fingerring von Meſſing und ein kleiner ſilberner Ring. 

Verloren wurden: Eine graue Cigarrentaſche mit einem Damenporträt 
auf Permutter, in der Taſche befanden ſich eine Paßkarte, auf W. Mayer 
lautend, mehrere Viſitenkarten, einige Cigarren und 45 Thlr. in K.⸗A.; eine 
ſchwarze Ledertaſche mit diverſen Papieren; ein Geſindedienſtbuch und drei 
beſondere Dienſtführungs⸗Atteſte, auf Anton Pollack lautend. 

Gefunden wurden: Eine Brieftafhe mit verſchiedenen Papieren, auf J. 
Negra lautend; ein Portemonnaie mit 1 Sgr. 9 Pf. Inhalt und ein 

egenſchirm. 

Vor einigen Tagen ift ein ca. 20 langer und 1“ ſtarker Balken aus der 
Oder in der Nähe der Ruffer'ſchen Maſchinen⸗Bauanſtalt an das Land ge⸗ 
zogen worden. (Fremdenbl.) 


A Görlitz, 13. Juni. [Jubiläum. — Waſſerunterſuchungs⸗ 
Commiſſion. — Thierſchau.] Wie zu erwarten war, hat die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung in ihrer außerordentlichen Sitzung am Sonnabend mit 
ER Majorität den Antrag des Magiſtrats auf Bewilligung von weiteren 

000 Thlr. zur Veranſtaltung eines officiellen Feſtmahls 7 da das 
angeführte Motiv, daß das Comite alter Schüler ſich aufgelöft habe, weil 
die ſtädtiſchen Behörden eine Feſtcommiſſion niedergeſetzt haben, nicht als 
ausreichend anerkannt wurde. Uebrigens iſt in dem Programm der Jubel⸗ 
feier bereits darauf Rückſicht genommen, daß die Spitzen der Behörden, die 
auswärtigen Deputationen, ſowie die Gymnaſiallehrer bei dem Feſteſſen 
Gäjte der Stadt fein werden. — Die Feier wird nach dem nunmehr defini⸗ 
tiv feſtgeſetzten Programm am 26. und 27. Juni ſtattfinden. Sie beginnt 
Früh 6 Uhr mit Morgenmuſik, um 9 Uhr findet in der Kloſterkirche, jetzigen 
Dreifaltigkeitskirche Gottesdienſt ſtatt, um 10 Uhr die officielle Gratulation 
in dem Schulgebäude, um 11 Uhr Feſtactus in der Aula, die zu dem Be⸗ 
huf feſtlich decorirt und mit den Büften Homer's und Cicero's auf der Gym: 
naſial⸗ und denen A. v. Humboldts und Leſſings auf der Realſchulſeite ge⸗ 
ſchmückt wird; um 2 Uhr Feſteſſen in der Societät, Abends Konzert in 
dem illuminitten Heldſchen Garten. Am 27, folgt ein Actus der jünge⸗ 
ren Schüler, Nachmittags Spaziergang der Gynaſiaſten von der Unterſe⸗ 
cunda abwärts, Abends Fackelzug und gemeinſchaftlicher Commers der alten 
Schüler und der oberen Schüler des Gymnaſiums. — Die Naturforſchende 


Geſellſchaſt hat dem Magiſtrat die Mittheilung gemacht, daß fie eine Com⸗ 


miſſion von 5 ſachverſtändigen Mitgliedern zur Unterſuchung des Gehalts 
der verſchiedenen görliger Quellen, ſowie des Neißwaſſers eingeſetzt hat, und 
daß dieſe ihre Arbeiten beſchleunigen wird. Uebrigens iſt man ſeitens der 
Stadt jetzt auch mit einer Anzahl von Beſitzern der Grundſtücke, auf denen 
Abbs Richard Quellen bezeichnet hatte, wegen Ueberlaſſung der Quellen 
einig geworden, und es wird demnächſt an die Brunnengrabung gegangen 
werden. — Heute ſind an den Straßenecken die Plakate angeſchlagen, welche 
das Programm der Thierſchau und landwirthſchaftlichen fenden enthal⸗ 
ten. Dieſelbe wird eigentlich nur einen Tag dauern, doch werden ſchon mor⸗ 
gen und übermorgen Verſuche mit den landwirthſchaſtlichen Maſchinen an⸗ 
geſtellt und am Sonnabend wird die Auction von ausgeſtellten Thieren ſtatt⸗ 
finden, Zu der Verlooſung find ſchon über 20,000 Looſe verkauft. 


T Glogau, 12. Juni. [Communales.] Wir erfahren ſoeben, daß 
die Herren Stadtverordneten in der am Mittwoch ſtattfindenden Sitzung nicht 
allein die Penſionsangelegenheit des bisherigen Oberbürgermeiſters v. Uns 
werth endgiltig ordnen, ſondern auch über die zu treffende Neuwahl beſchlie⸗ 
ßen werden. Da man bereits einen Candidaten in der Perſon eines als IR 
tüctig bekannten Bürgermeiſters der Provinz in Ausſicht genommen bat, fo 
ſcheint es, daß eine öffentliche Ausſchreibung des vacanten Poſtens nicht er⸗ 
folgen wird. — Unſere Stadtderordneten haben in dieſem Monat einen 
Weiteren ziemlich wichtigen Wahlact vorzunehmen; die Wahlperiode von fünf 
unbeſoldeten Stadträthen läuft nämlich mit dieſem Jahre ab; es ſind dies 
die Herren Stadträthe Bail, Heitemeyer, Lehfeldt, Schädler und Schlitter. 
Die Neuwahl ſoll in der am 26. d. M. abzuhaltenden öffentlichen Sitzung 
der Stadtverordneten erfolgen. 


E. Hirſchberg, 12. Juni. [Verſchiedenes.] Der Hr. Fürſtbiſchof 
Dr. 1 rſter wird in unſerem Thale den 16. d. M., um das h. Sacrament 
der Firmung auszuführen, erwartet. Den 19. Juni wird Se. fürſtbiſchöfl. Gnaden 
zur Conſecration der kath. Kirche nach Langwaſſer reiſen und auch dort gleich⸗ 
zeitig die Firmung vollziehen. In Schreiberhau ſollte eine neue kathol. 
Kirche gebaut werden; doch iſt das Project einſtweilen verſchoben worden, 
da der auserwählte ſchöne Bauplatz von dem derzeitigen Beſitzer in Schrei 
berhau fo fabelhaft hoch gehalten wurde, daß man es fürs Beſte hielt, Ab: 
ſtand zu nehmen. Der Bau der projectirten neuen Kirche iſt auf 50,000 
Thlr. veranſchlagt. — Auch in der kleinen Gemeinde Agnetendorf, hinter 
dem Kynaſte, woſelbſt ſich ſeit ein paar Jahren Hr. Fabrilbeſitzer Herzig 
häuslich niedergelaſſen hat, macht ſich jetzt der geiſtige und materielle Fort⸗ 
ſchritt bemerklich. So hat man u. A. auch das Bedürfniß eines neuen 
Schulbauſes daſelbſt eingeſehen und es ſich bereits angelegen ſein laſſen, 


den Neubau in Angriff zu nehmen. — Auf dem Kynaſte ſoll im nächſten Weſt 


Jahre inſofern eine Umwandlung geſchehen, als man daran denkt, für ein 
anſtändiges und geräumiges Lokal zu ſorgen. Die derzeitigen Loka⸗ 
litäten find fo vollſtändig ungenügend, daß bei eintretenden Unwettern die 
iblreihen Gäste oft in die größte Verlegenheit kommen. Eine neue Wirth⸗ 
Kun auf dem Kynaſte ift überhaupt Bedürfniß geworden und, wenn ein 
Referent der „Niederſchl. Zeitung“ neulich über den miferablen Weg am 
Bub des Kynaſtberges klagte, jo können wir demſelben nur um jo mehr 
eipflichten, als dieſe Stelle des Weges in der That unter aller Kritik ift. 
Gleichwohl muß dabei in Erwägung gezogen werden, daß ſo weit, wie der 
Weg 1 2 iſt, derſelbe über den Grundbeſitz des Brauer Heinke führt und 
für dieſen jedenfalls gut genug fein mag. Aber, „es führt kein anderer 
Weg nach Kynaſt bin!” Um von Hermsdorf aus auf den Kynaſt zu ge: 
langen, muß man über die Heinkeſchen Grundſtücke den Weg einſchlagen, 


und da der Mann unmöglich die Verpflichtung haben kann, denſelben des 


Kynaſtes wegen, im guten Stande zu erhalten, ſo wäre es doch wohl in 
der Ordnung, wenn die Verwaltung Rücksprache mit ihm nähme und dann 
ewiß die Genehmigung erhielt, auf ihre Koſten den Weg an beregter Stelle 
8 erzuſtellen, wie es nötbig iſt. Mit det Reform des Weges könnte 
übrigens, bei der neuen Verpachtung im künftigen Jahre auf dem Kynaſte 
ſelbſt eine ſolche nicht ſckaden. Wer auf den Wurm teigen und „bei der 
Aus ſicht“ das „Echo“ hören will, mag bezahlen. Daß man jedoch, ohne es 
baben zu wollen, in die Burg bineingetrommelt und dort nebenbei 
noch, im Intereſſe, der hermsdorfer Armen“, bon einer anſtelligen Berjön: 
lichkeit mit einem Fingerzeige auf die am Pfa l geſchloſſene „Armenbüchſe“ 
und angebettelt wird, iſt mehr, als ein fremder Burgbeſucher von den 
Ausſichten dort oben erwarten konnte. bei wird nicht einmal darauf 
Rückſicht genommen, ob man liberal gewählt hat. 


Hirſchberg, 12. Juni. [Schneefall auf dem Gebirge.] 
So wie der Monat Mal ſich faſt durchweg durch große Wärme aus⸗ 
zeichnete, wobei nach der anhaltenden Trockenheit die nachfolgende 
Schwule ſchließlich allerdings haufige und heftige Gewitter hervorrief, 
ſo charakteriſirt ſich der Juni noch fortwährend durch kalte Regenſchauer, 
die er uns bringt. Heute Vormittag ging der heftige Regen theilweiſe 
in Hagelwetter über; zu Mittag aber, als die Wolken ſich lichteten, 
ſahen wir den Gebirgskamm wieder vollſtändig mit dem weißen 
Wintergewande bekleidet. Das Thermometer zeigt gegen 2 Uhr 
(Geb.⸗Bote.) 
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Reichenbach, 12. Juni, [Studentencommers. — * — 
Militäriſches.] Mit dem Mittagszuge kamen vorgeſtern die Mitglieder 
der Studentenverbindung „Germanſa“ hier an. Dieſelben wurden am 
Bahnhofe von einer Muſikkapelle empfangen und rückten in die Stadt mit 
einer Fahne in den deutſchen Farben, die Präſiden in vollem Wix, ein. Nach 
mehrſtündigem Aufenthalte, welchen die flotten Burſchen zu verſchiedenen im⸗ 
probifirten Scherzen benützten, fuhren die Studioſen in err 
Erntewagen nach der Ulbrichshöhe, wo geſtern und heute der Antrittscom⸗ 
mers ſtaltfand. Geſtern war gleichzeitig Concert in Ulbrichshöhe und dieſe 
doppelte Veranlaſſung lockte trotz des ungünſtigen Wetters ein zahlreiches 
Publikum herbei. — In der letzten Sitzung der Criminaldeputation des hie⸗ 
gen Kreisgerichts wurde eine Frau berurtheilt, welche in etwa 40 Fällen 
ſich als Geſindevermietherin ausgegeben hatte und mit gefälſchten Dienſtent⸗ 
laſſungsatteſten ländlichen Beſitzern Knechte und Mägde vermiethete, die 
natü lich unſichtbar blieben. Der Lohn des Betruges beſtand ſtets in einer 
kleinen Geldvergütung. Es iſt auffallend, daß eine doch ſehr 1 ange⸗ 
legte Gaunerei ſo oft glücken konnte. Einem Bauergutsbeſitzer in C. hatte 
die Gaunerin gleichzeitig 4 Dienſtboten für den 1. April vermiethet. Nach 
Abzug des bisherigen Geſindes ſah ſich der Geprellte in der größten Verle⸗ 
genheit. — Ein Theil unſeres Offiziercoips iſt nach Wohlau zur Landwehr⸗ 
übung abcommandirt. Herr Oberſtlieutenant v. Francois führt während der 
l4tägigen Uebung das Landwehr ⸗ Bataillon Wohlau. — In Dreißighuben 
hieſigen Kreiſes hat eine Anzahl von Webern einen Zweigverein des allge⸗ 
meinen deutſchen Arbeitervereins gebildet. 


M. Lublinitz, 12. Juni. [Chauſſee. — Wallfahrten] Der Herr 
Graf Guido Henckel von Donnersmark auf Neudeck, welcher die dem wäh⸗ 
rend der polniſchen Inſurrection ermordeten Rittergutsbeſitzer Limainski ger 
hörig geweſene Herrſchaft in Polen acquirirt hat, hat den Bau einer Chauſſee 
von Czenſtochau nach der preußiſchen Grenze bei Herby begonnen, und er⸗ 
wartet man die Beendigung derſelben im künftigen Jahre; die Länge der 
Strecke beträgt über 2 Meilen. Durch Vollendung dieſes Baues dürften 
vorausſichtlich die Verkehrsverhältniſſe unſeres Städtchens mächtig gehoben 
werden, da dann eine weſentlich erleichterte Communication mit dem König⸗ 
reich Polen ſtattfinden wird. — Faſt täglich ziehen Schaaren von Wallfahrern 
aus allen Gegenden Oberſchleſiens, oft mit ganzen Wagenburgen, hier durch, 
um zu dem ſehenswerthen Kloſter in Czenſtochau zu pilgern. 


e. Aus dem Kreiſe Natibor, 12. Juni. [Unglücksfälle. — 
Witterung.] Da mehrfach im Kreiſe beim Baden Unglücksfälle vorge⸗ 
kommen find, bringt das „Kreisblatt“ die in Bezug auf das Baden an nickt 
abgeſteckten Orten beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Erinnerung. Orts⸗ 
gerichte und Lehrer werden ermahnt, Eltern und Kinder auf das Gefahrvolle 
des Badens an derartigen Orten in eindringlicher Weiſe aufmerkſam zu 
machen. Das beſte Präſervativ bleibt freilich, die Jugend fo zeitig wie mög: 
lich ſchwimmen lernen zu laſſen, wozu in Ratibor gute und billige Gelegen⸗ 
heit vorhanden iſt. — Die Sammlung für die verhagelten armen Ortſchaften 
Groß⸗ und Klein⸗Gorzütz und Bilſchnitz nimmt erfreulichen Fortgang. Der 
Herzog von Ratibor hat 50 Scheffel Haidekorn geſchenkt, welches ſich zur Nach⸗ 
ſaat eignet. — Die Saaten ſtehen im Allgemeinen gut, dagegen ift der 
Raps nur an einzelnen Stellen erträglich, vorzüglich ſteht er in Annaberg 
bei Oderberg. Das Heu iſt zum großen Theil noch nicht eingebracht; es 


wäre höchſt wünſchenswerth, daß das veränderliche Wetter einigen jchönen | Präm. 


Tagen wiche, damit die Ernte nicht das traurige Schickſal des vorigen Jahres 


ereilt. 
Brieffalten der Redaktion. 

An H. in Charlottenbrunn. — Die Thatſachen ſind uns recht 
wohl bekannt. Die Gründe liegen aber nahe, weshalb wir ſie in 
unſerem Leitartikel in Nr. 267 der Ztg. nicht ſo erwähnen konnten, 
wie wir wollten. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei o Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ 

in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur. tärke. 2 

Breslau, 13. Juni 10 U. Ab.] 331,69 77,8 W. 2. Bedeckt. 
14. Juni 6 U. Mrg.] 331,13 77,6] W. 3. Trübe. 


Breslau, 14. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 3 3. U.⸗P. 1 F. 3 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 13. Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe blieb geſchäftslos, ſämmt⸗ 
liche Werthpapiere waren angeboten. Die Z3proz. begann zu 67, 35, wich 
bis 67, 25 und ſchloß unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 
90% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 2774. Ital. 5proz. Rente 
66, 70. Zproz. Spanier 40%. Iproz. Spanier 40. Seſterr. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien 428, 75. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 755, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 


493, 75. 

London, 13. Juni, Nachm. 4 Uhr. Conſols 90%. Iproz. Spanier 
40%, Sardinier 72—75. Mexilaner 24%. 5proz. Ruſſen 91%. Neue 
Ruſſen 90%. Silber 60½ — 60%. Türkiſche Conſols 49%. proz. Ver 
11. 1 * 1882 68. Hamburg 3 Monate 13 Mk. 9% Sh. Wien 

Fl. 12% Kr 

Trieſt, 13. Juni. Der fällige Lloyddampfer mit der Ueberlandspoſt iſt 
foeben 3 Uhr Nachmittags aus Alexandrien hier eingetroffen. N 

alle, 13. Juni, Abends. Bis jetzt beträgt die Anfuhr zum biefigen 
Wollmarkt 5000 Ctr., wovon 3200 Ctr. bereits verkauft ſind. 
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Hamburg, 13. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt bei größes 
rem Geſchäft. Br. Jung gulf 5400 Pfd. netto 95 Bancothaler Br., 94 Gd 
pr. Sept⸗Okt. 100 Br., 99 Gd., feſter. Ro loco feſt. Pr. Juni⸗Juli 
5400 Pfd. brutto 84 Br., 83 Gd., pr. Sept.⸗ Y 


Dhollerah 10%, middl. Dhollerah 9%, Bengal 6%, China 9, Domra 11%, 
Pernam 16%, 


Berlin, 13. Juni. Neben der Geſchäftsſtille der letzten Tage machte ſich 
heute auch noch eine matte Tendenz bemerkbar, die namentlich in der Hal⸗ 
tung der öſterreichiſchen Papiere und in ſchleſ. Eiſenbahnactien, mit alleini⸗ 
ger Ausnahme der Neiſſe⸗Brieger, ſich abſpiegelte. Auch für Nordbahn war 
die Geſchaftsluſt im Schwinden, während ſich für Genfer Eredit bei ſteigen⸗ 
der Tendenz und allenfalls auch für Moldauer und Minerva noch einiges 
Dez wahrnehmen ließ. Warſchau⸗Wiener Bahnaclien blieben auf gute 


ehreinnahmen hin gefragt, und in den Actien der Nordd. Schiffsbaugeſell⸗ R 


Schaft vollzogen ſich größere Abſchlüſſe, deren Grundlage in der Einführung 


des Papiers an den Markt zu ſuchen fein mag. Preuß. Fonds entbehrten | Has 


jeder Anregung, indeß ſtellte ſich der Cours der get und freiwilligen 
Anleihe % höher; fremde Staatspapiere waren vielfach nicht zu vollen letz⸗ 
ten Preiſen an den Mann zu bringen; Amerikaniſche Anleihe war in feſter 
altung. Disconten find zu 3% pCt. ſelten zu placiren, man bewilligte faſt 
mmer 3% pCt. (B. u. H. -Z.) 
Berlin, 13. Juni. Weizen loco 45—60 Tl. nach Qualität, feiner 


weißer thorner 58 Thl. ab Kahn bez. — Roggen loco 80—83pfd. 39 
—40% Thl. ab Boden, Fr a 394—H Thl. ab Kahn, Pa 


im Tauſch gegen Pag mit 4 Thl. Aufgeld verkauft, ‚Si ine 


Ladung im 7 l. bez., pro Juni 
SEN 40 25 — pr 


poln. 26 Tl. dito, 

ez, poln. 5 
uli⸗Aug. 259 

zu. 5 — oe 

Thl., Futterwaare 46— 


ortſetzung der an geſtriger Börſe ſchon zu größeren Erfolgen gelangten 
5 * 5 fn ſo ch Ynıfange ftatt, en — Marit 


lüfie 
trotz größerer Feſtigkeiten unverkennbar. — Waare wurde zu notitien Pull 
ſen bei ſehr ſchleppendem Abſatz wieder um Kleinigkeiten gehandelt. 
2000 Ctur. — Hafer loco wenig gefragt. Termine feſt. Gel, 600 Ctnr. 
In Rübböl herrſchte feſte Stimmung, doch blieb der Verkehr nur klein, da 
Verkäufer nur ſchwach vertreten waren, zogen u um % Thl. an. — 
Spiritus wurde, da ih zu Anfang mehr Kaufluſt als erwartet wurde, 
zeigte, erhöht, da man jedoch contant befriedigt wurde, fo ermattete die Stim⸗ 
mung ſehr bald, ſo daß man ſchließlich wieder etwas billiger ankommen konnte. 


( ˙˙ AA ̃8RR2222᷑⁊ĩ2 %³˙.mn1. j⅛»²V.]⅛ 
Berliner Börse vom 13. Juni 1865. 


Fonds- und deld- Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Anl. . 4½ 101 7% be. Dividende pro 1863 1864 Et. 


Staats-Anl. von 185015 6 om. 
di — % 4% Ye 


49% dz. 


Anl. von 1885 


1888041 

dito 1864/4½ 102 ba. 
Staats-Schuldscheine3½ 91 ½ bz. 
Berliner Stadt-Obl...) 


.. 155 


Cosel-Oderbarg.. 
dito St.-Prior.) — 


dito neue. 4 |° 
Schlesische. .. . . 4% 
Kur- u. Neumärk. 4 |97 @. 
Pommersche. 4 86 bz. 
9 b 
$ 


2. 
7 bz. u. G. 
98% 8. 
3 4 joa, . 
(Schlesische. . . . 4 408 J. E. 
Loulsd'or 111½ bz. |Oest,Bkn. 93% bz 
Goldkronen 9. 9½ G.iPoln.Bkn. — — - 
Ausländische Fonds 


Oesterr. Metalliques g 
dito Nat.-Anl....5 


tenbriete. Pfandbriefe 


dito Pr. 
dito Eisenb.-L... 
Ital. neue proc. An 1.5 
Russ Engl. Anl. 1862 % 5 

dito Holl Anl. 18646 f. 
dito Poln. Sch.-Obl. 4 
Poln-Pfandbr III. Em. 4 
Poln. Obl. 4 500 FI 4 
dito * 300 Br 


54% O. 
1— —— 
eke ba 


Kurhess. 40 Thlr.Obl, 
Baden. 35 Fl. Loose, 
Amerikan. St-Anl...|6 

Schwed. 10Th. Loose 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 


Berg.-Märkische..... AUgj101Y, bz. 
+ dito 11.411001, @. 
dito IV. 
dito III. v. gt. 31g. 8% 27% 8. 
Cöln- Minden. 2 101 a G. 
dito 1.5 105 
dito 1 
dito 4 92% da 
Alto le! B 
dito IV. IA j92% bz, 
Cos.-Oderb. (Wilh.) 44 90% 6 
dito III. En. 4½ % 5 
Galiz. Ludwigsb...., 5 j881% 
Niederschl.-Mark. 4 9% % G. 8 
—— conv. a4 Bart @. 
ito III. 4 ed, B 8 
2 4179 2 9% 106. Darmstädter „ 825 
U 
Tur d. ee un , ee Gtr. . 
Oborschls, Ka — ar ha 
Mer ae 4.B. 4 
“nun, ger 2 2 
= 2 nun 486 MoldauerLäs.-B. | 23, 
dito E. 5 Oesterr. Credb. A.] 6 
dito F. A 
Oest.- Fran . 5 
Oost. südl. St.- B. 3 1245 be, Uinerva . . — 
Rhein. v. St. gar. 44% 101% ba Ebr. v. Eisenbbfd.] 8 
Rhein-Naho-B. gar... 110% B. Schles, Feuerv..] — 


Weohsel-Oourse. 

Amsterdam 250 FI. ..|10T.1143%, br. Augsb 100 Fl. 

dito dito 2 M.|148 oz Lei ie 100 Thir, 
Hamburg 300 Mk 8 T.|152 be to dito 

dito dito 2 M. 18 1 hr. Frankfurt a. M. 100 Fl. A M. 86 
London 1 Lai... 3 M. 6. 23½ br. Petersburg 100 fl.-R. 
Paris 300 Frcs 2 M.|B0tM/,, bs. ito dito 
Wien 180 Fl. . T.193% bz. Warschau 90 8.-R. ... 
dito dito 2 M. 92 % ba. Bremen 100 Ihr. . 8 T. III bz. 


* Breslau, 14. Juni. Wind: Weſt. Wetter: kühl. Thermometer 
Früh 8 Grad Wärme. Der Geſchäftsverkehr blieb im Allgemeinen unges 
achtet der für Roggen beſſeren Frage beſchrankt, Angebote und Zufuhren 


„behielten mittelmäßigen Umfang. 


Weizen unverändert, pr. 84 Pfund weiße bruchfreie Waare 62 lis 
68 Sgr., wenig erbrochene 54 — 60 Sgr., erwachſene 50 — 52 e 
ruchfreie Waare 54 60, Sgr. wenig erbrochene 50—56 Sgr., erwachfene 46 
49 Sgr., feinfte Sorte ber Notiz bezahlt. — Roggen hoher bezahlt, pr. 84 Pfd. 
46—47 Sgr., feinſte Sorte 48 Sgr. und darüber bezahlt. — Gerſte matt, pr. 
74 Pfd. weiße 37—38 Sgr., helle 32—34 Sgr., gelbe 30—31 — Has 
fer etwas feſter, pr. 50 Pfund 27 — 29 — 30 Sgr. — Erbſen fehlen. — 
Wicken angeboten, 59—60—62 Sgr. — Deltanten ohne Umfag. — 
Lupinen wenig zugeführt. — Schleſiſche Bohnen ohne Umſaß. — 
Schlaglein ſchwacher Umſatz. — Rapskuchen ſehr gefragt, 5860 Gr, 


E 


vr. Ctnr. 
Eure Cäf. Serre. 
Weißer Weizen, alter 60—65—74 Erxbſen ++» 606570 
1 F neuer 59—64 Wicken 9 58—60—61 
Gelber Weizen, alter... 60 64-69 Lupinen 456075 
7 ” neuer 55-60 Bohnen 70-8092 
Erwachſener Weizen 46 —49 —53 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
. 46--47—48 Schlag⸗Leinſaat .. . 160 —180—190 
F 31-33-38 Winter⸗Naps — — — 


afer . 26-29 -31 Winter⸗Rübſen 
Kleeſaat ohne bemerkenswerthen Umſatz. 
Kartoffeln pr. Sad à e Sgr., Metze 1—1% Sgr. 
5 e. 
Rohes Rübdl pr. Ctr. loco 13% Thlr., Juni 13% Thlr., pr. gen 
14% Thlr. — Spiritus pr. 100 xt à 80 loco 13 
Su 13% Thle., Herbſt 14% Tblr. 3 * 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


